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1849. 


Preußen. 


Kammer⸗ Verhandlungen. 
J. Kammer. 74. Sitzung vom 26. Novbr. 
Die Sitzung wird 10% Uhr eröffnet. 

Am Miniſtertiſch finden ſich ein: Graf Branden⸗ 
burg, Reg.⸗Kommiſſ. General v. Radowitz, v. La⸗ 
denberg, v. Rabe, Simons, v. Schleinitz. 

In dem 1. Gumbinner Wahlbezirk iſt der Ritter⸗ 
gutöbefiger v. Simſon⸗Georgenburg gewählt und 
bereits eingetreten. Der Abg. Livonius hat fein 
Mandat niedergelegt. Die Abg. Ritter, v. Bro⸗ 
dowski erhalten Urlaub. 

Der Präfident theilt mit: daß die Staatsanwalt⸗ 

ſchaft den Antrag auf Genehmigung zur Verfolgung 
"von Beleidigungen der Kammer, welche in dem 
in Bunzlau erſcheinenden Blatte: „Der Fortſchritt“ 
und in der in Soeſt erſcheinenden Zeitſchrift: „Der 
Freimüthige“ enthalten, an die Kammer gefiellt; der 
Geſammtvorſtand werde friner Zeit den Beſchluß dar⸗ 
Über der Kammer vorlegen. 

Tagesordnung: J. Bericht des Geſammtvor⸗ 
ſtandes über den Ausgabe⸗Etat der zweiten 
Kammer. 

Derſelbe trägt darauf an, zu beſchließen: 

1) Daß der Ausgobe⸗Etat für die zweite Kammer in Ueber: 
einſtimmung mit dem durch die letztere in ihrer 49ſten 
Sitzung gefaßten Beſchluſſe auf die Summe von 189430 
Rthlr. feſtzuſetzen; 

2) daß bei Ausführung dieſes Etats die am Schluſſe deſ⸗ 
felben aufgeführten allgemeinen Grundſätze für maaß⸗ 
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Beſchlüſſen der Staatsregierung zur ö g, bezie⸗ 

hungsweiſe zur Einholung der Genehmigung der Krone, 
und wenn Irgfexe ertheilt worden, zur Nufnahme in den 

allgemeinen Staatshaushalts⸗Ctat mitzutheilen. 

Die Kammer tritt überall dieſem Antrage bei. 
Der Präſident zeigt an, daß General v. Rado⸗ 
witz als RegierungssKommiffir der heutigen Verhand⸗ 
lung beiwohnen werde. . dend 

der Kommiſſion für die deutſchen An⸗ 

1 über die Regierungs⸗Vorla⸗ 
328 vom 27. Oktober d. J. 

Die Kommiſſion beantragt: 

n Erwägung, 

1550 die lebereinkunft vom 30. Septbr. eine ſolche 
Bedeutung nicht haben kann, in Folge deren ſie die 
Zuſtimmung der Kommern bedürfen würde; 
daß das entſchloſſene Fortſchreiten der Regierung auf 
dem zur Herſtellung eines deutſchen Bundesſtaates 
eingeſchlagenen Wege, insbeſondere das nahe bevor⸗ 
ſtehende Ausichreiben der Wahlen zum deutſchen Par⸗ 
lamente, die fortgefegte volle Zuſtimmung der Kam⸗ 

mern hat; 4 
daß ein Antrag auf eine von der Kammer 
Entſcheidung nicht vorliegt, 

geht dieſelbe zur Tagesordnung über.“ 

Abg. v. Gerlach: Ich will nicht auf die Kri⸗ 
tik des Berichts eingehen. Nur gegen die im Bericht 
enthaltene Behauptung verwahte ich mich ernſtlich, daß 
in den mittleren Ständen Ermattung und Abſcheu vor 
fe narchie herrſche. Ich rechne mic auch minde⸗ 
unten mittleren Ständen und. theile den Abſcheu 
N 220 nord; allein Ermattung fühle ich nicht; 
vielmehr eſriſchung und Begeiſterung. Iſt etwa un⸗ 
ſere Armee ermattet? Iſt der Geiſt der Ermattung im 
een der der beiden „Kammern? Haben wie 
nicht tapfere Thaten vollführt? Wir haben die Regle⸗ 
zung durch Art. 105 und 108 geſlägt; die zweite 
Kammer hat bie Eivilche zuräcgewiefen, Bewegung.) 
Ermattet iſt nur diejenige Partei, welche im vorigen 
ahre mehr drohend als rathend daſtand und dle jetzt 
€ egt und niedergeworfen if, Wir wollen nicht mit 
Wohl mans; ſondern mit friſchem Muthe Deutſchlands 
ins Auge faſſen. f 
„ v. * oll n 
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der Regierung die Hand dieſes ho⸗ 
ben 50 Hand zur Erreſchung dieſes h 


zu faſſende 


cht in Oeutſchand 


Hier müſſen alle 


ſendern es ſoll für Deutſchlands Einhelt 


Freiherr v. Arnim: Ich wünſche zu dem Antrage Reklamationen hervorgerufen, daß das Staats⸗ 
der Kommiſſion einen Verbeſſerungs⸗Antrag zu ſtellen. Miniſterium ſich bewogen gefunden hat, denſel⸗ 


Die deutſche Sache iſt durch politiſche und unpolitiſche 
Vethandlungen, durch Volksvertreter und Diplomaten, 
durch Begehungs⸗ und Unterlaſſungsſünden aller Art 
dahin gekommen, wo wir ſie jetzt ſehen. Wir dürfen 
aber aus Rückſicht auf Partei⸗Intereſſen das hohe Ziel 
der Einigung Deutſchlands nicht aus den Augen laſ⸗ 
ſen. Ich ſchlage vor, in dem Kommiſſions⸗Vorſchlage 
ſtatt der Worte „nahe bevorſtehenden“ zu ſetzen: „auf 
den 31. Januar 1850 feſtgeſetzten.“ 

Nachdem die Abg. Goltdammer und Trieſt für 
den Antrag der Kommiſſion geſprochen, erhält der Abg. 
Kühne das Wort. Der Abg. v. Gerlach gehört einer 
politiſchen Richtung an, welcher eine Ermattung zuzuſchrei⸗ 
ben der Kommiſſion nicht eingefallen iſt; im Gegentheil iſt 
dieſe Richtung bedeutend geſtärkt worden. In Folge 
deſſen hat die Kammer die bezeichneten Beſchlüſſe ge⸗ 
faßt, die vor unſerer Vertagung nicht gefaßt worden 
wären. Ja, jene Partei hat ſich weſentlich geſtärkt. 
Ich meinerfeits will, daß den Wänſchen des Volkes 
Rechnung getragen werde und glaube, daß die Zeit 
nicht ausbleiben wird, in welcher dies geſchehen wird. 
(Beifall.) a 

Abg. v. Ammon: Ich habe die unedlen Nei⸗ 
gungen des Volkes ſtets bekämpft, die edlen ſtets ge⸗ 
theilt. Der Wunſch nach Deutſchlands Einigung ge⸗ 
hört zu ſeinen edlen Wünſchen. (Beifall.) Auch ich 
habe wie der Abg. für Dram burg in den Jahren 
1813 für Deutſchlands Freiheit gekämpft, aber mit 
bee Hoffnung, daß auch im Innern die wahre Frei⸗ 
heit Folge dieſes Kampfes ſein werde. er von der 
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obere 1848 spricht, der möge bedenken, 
daß dieſem 30 Jh beg g Pen 
willenlos und unmündig gehalten wurde. — Wer 


Preußens Größe nicht in ſeiner moraliſchen, ſondern 
in ſeiner phyſiſchen Kraft ſucht, mit dem gehen wir 
nicht. Dieſer Weg führt nicht zum Ziele. (Lauter 
Beifall.) a 

Abg. Ca mphauſen (Berichterſtatter): Ich finde ge: 
gen den Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Arnim 
nichts zu erinnern. Auf die Erinnerungen des Abge⸗ 
ordneten von Dramburg glaube ich nicht näher einge⸗ 
hen zu dürfen. Einer Periode der Aufregung pflegt 
immer eine Periode der Abſpannung zu folgen, die 
ich, wenn der Abgeordnete es vorzieht, auch die Pe⸗ 
riode der Reaktion nennen will. ( Heiterkeit.) Eine 
Nichtachtung der Heiligkeit der Verträge iſt nicht ge⸗ 
eignet, für die Dauer einen Zuſtand der Ruhe herbei⸗ 
zuführen. Was Art. 105 betrifft, fo ſprach ſich da⸗ 
mals der Abgeordnete dafür aus, daß man nicht an 
den Grundlagen der conftitutionellen Verfaſſung rütteln 
möge. Ich habe mich durch ſpätere Beſchlüſſe der 
Kammer über die Disziplin jener Partei getröſtet, 
welche Art. 105 durchgeſetzt hat. Darin, daß die 
Kammer nicht in eine längere Debatte über dieſen Ge⸗ 
genſtand eingegangen iſt, finde ich die Bürgſchaft, daß 
der Beſchluß, den Sie faſſen werden, die Folge einer 
feſtſtehenden Ueberzeugung iſt. Oeſterreichs wahres po⸗ 
litiſches Intereſſe verlangt, daß es an dem übrigen 
Deutſchland feſthalte. Seine engere Allianz mit Ruß⸗ 
land iſt Oeſterreich für die Dauer gefahrbringend und 
demüthigend. Die Intereſſen Oeſterreichs und Preu⸗ 
ßens gehen in Bezug auf das ſüdliche Deutſchland 
Hand in Hand. Das beweiſen die zweideutigen Eh⸗ 
renpforten, durch die Hr. v. d. Pfordten Baiern in 
das Interim eingeführt hat, und die Betrachtungen, 
die er vor der verſchloſſenen Pforte angeſtellt haben 
mag. (Heiterkeit.) Unſere Regierung weicht kei⸗ 
nen willkürlichen Prätenfionen (Beifall, und wird 
auch Oeſterreich, das ohne Rußland gezwungen gewe⸗ 
ſen wäre, von dem hohen Pferde herabzuſteigen, wenn 
es nothwendig werden ſollte, mit Energie gegenüber⸗ 

Bei der Abſtimmung wird der Aus 
trag der Kommiſſion mit dem Verbeſſerungs⸗ 
Antrage v. Arnim angenommen. } 
Zur Beantwortung der Interpellation des 
Abg. Hermann erhält das Wort der Finanz⸗ 
Miniſter: „Der im inauz⸗Miniſterium aus: 
gearbeitete Gejeg: Entwurf über die Aufhebung 
der Grundfteners: Befreinngen hat fo zahlreiche 


ben nochmals in Erwägung zu ziehen. Mament⸗ 
lich wird es dabei in Frage kommen: ob in Au⸗ 
betracht der bereits eingeleiteten techniſchen Er⸗ 
mittelungen die Einführung eines Kataſters in 
den öſtlichen Provinzen möglich iſt. Ich kaun 
nur die Bemerkung wiederholen, daß der betref⸗ 
fende Geſetz⸗Entwurf möglichſt beſchleunigt wer⸗ 
den wird.“ — Der Interpellant Abg. Hermaun 
erklärt ſich durch die Mittheilung des Herrn 
Finanzminiſters nicht für befriedigt und behält 
ſich weitere Anträge vor. 

Nach einer längeren Diskuſſſon über die Frage: ob 
über Art. 64, 65 noch eine Debatte zuläffig fei, 
was nicht ſtattfindet, wird Art. 64 unverändert und 
Art. 65, nachdem das Amendement Matthie (für 
Diäten) verworfen, in der Faſſung des Beſchluſſes 
der ten Kammer angenommen, 

Art. 66 wird ohne Debatte nach dem Beſchluſſe 
der 2ten Kammer angenommen. 

Art. 67. Bornemann hat einen Verbeſſerungs⸗ 
Antrag zum Kommiſſions⸗Vorſchlage eingebracht und 
motivirt denſelben. 

v. Jordan beantragt: bei Annahme des Beſchluſ⸗ 
ſes der ten Kammer zu ſetzen „das 25. Lebens jahr“ 
an Stelle von „das 24. Lebensjahr.“ 

Abg. Camphauſen: Ich habe mich ſchon früher 
über das allgemeine Wahlrecht geäußert. Die Regle⸗ 
rung hat im April des vorigen Jahres ein Wahlgeſetz 
erlaſſen, von dem ich die Eine Ueberzeugung hatte, 
daß es nothwendig war, Dieſer Entwurf eines Wahl⸗ 
geſetzes ſollte nur Einmal angewendet werden und zwa 
zur Feſtſetzung der Verfaſſung und des befinitioen 
Wahlgeſetzes. — Im Mai hat die Regierung Anſtand 
genommen, ein allgemeines Wahlgeſetz zur Bildung der 
zweiten Kammer in den Entwurf der Verfaſſung auf⸗ 
zunehmen. Ich bin ſowohl als Abgeordneter als auch 
als Miniſter gegen das allgemeine Wahlrecht geweſen. 
Das allgemeine Wahlrecht für die zweite Kammer ver⸗ 
dankt feinen Urſprung erſt dem Minifterium vom Bten 
Dezember. Wir Haben gleich anfangs die Folgen der 
franzöſiſchen und engliſchen Revolution abgewendet; 
wir find nicht mit Deputationen des ſouverainen 
Volkes verſchont worden, ja wir haben geſehen, d 
vom Volke gewählte Verſammlungen ſich ſelbſt als 
ſouveraines Volk betrachteten. (Beifall.) Ich ſtimme 
für den Vorſchlag des Ausſchuſſes nicht, obgleich, 
ſondern weil er einen Cenſus enthält. Mit der mo⸗ 
narchiſchen Verfaſſung iſt das allgemeine Wahlrecht 
auf die Länge der Zeit nicht vereinbar. Wir, die wir 
die Monarchie wollen, müſſen uns demnach als offene 
Gegner derer erklaren, die das allgemeine Wahlrecht 
wollen. (Beifall.) a 

Kisker prinzipaliter für den Centtral⸗Ausſchuß, zu 
dem er einen Verbeſſerungs⸗Antrag vorlegt, welcher dem 
Central-Ausſchuß zur Erwägung vorzulegen. N 

Ein Amendement von Matthie, ein anderes 
von Colsmann werden unterſtützt, 

Referent Baumſtark empfiehlt den Vorſchlag des 
Central⸗Ausſchuſſes mit dem Anheimgeben, irgend eines 
der eingereichten Amendements zu berückſichtigen. 

Präſident iſt mit dem Ausſpruche des Referen⸗ 
ten nicht eſnverſtanden, erklärt es aber für unmöglich, 
drei oder mehrere bei Beginn der Debatte eingereichte 
Amendements überſehen zu können und knüpft wieder⸗ 
holt die Bitte daran, Verbeſſerungs⸗Anträge früher ein⸗ 
zubringen. = 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement Cols⸗ 
mann verworfen; der Verbeſſerungs⸗Antrag von Bor⸗ 
nemann dagegen angenommen; derſelde lautet: 

„An Stelle des Art. 67 zu ſetzen: 2°... 


„Jeder Preuße, welcher das 23. Lebens. 
jahr vollendet hat und in der Gemeinde, in 
welcher er ſeinen Wohnſitz hat, an den Ge⸗ 
meinde⸗Wahlen Theil zu nehmen befähigt iſt, 
iſt ſtimmberechtigter Urwäbler. Hat er in 
mehreren Gemeinden die Befähigung zu den 
Gemeindewahlen, fo darf er nur in elner der 
felben an den Wahlen Theil nehmen.““ 

Art. 68 (Neuer Art.) Die zweite Kammer hat 


dieſen Artikel, der das Wahlrecht der aktiven 
Militair⸗Perſonen betrifft, vorgeſchlagen; der 
Central⸗Ausſchuß hat den Artikel etwas weiter gefaßt. 
Es ſind Amendements von Voigts⸗Rhes (auf 
Streichung) und von v. Canitz eingebracht. | 
v. Binde ſpricht für das Amendement Voigts⸗ 
Rhetz, der auf das Wort verzichtet. N 
von Ganig erklärt ſich entſchieden ge⸗ 
gen die Betheiligung der bewaffneten Macht an der 
Geſetzgebung. Wenn die bewaffnete Macht anfängt, | 
ſich in die Geſetzgebung zu miſchen, fo wird fie bald 
damit enden, Geſetze zu machen. Dem Soldaten ſolle 
jedoch ein politiſches Recht nicht entzogen werden, aber 
in jedem Falle ſolle er es nur als Mitglied der Ge⸗ 
meinde, nicht im Militärverbande ausüben. Die Kam⸗ 
mer möge offen ausſprechen, was unter dieſem Artikel 
zu verſtehen ſei, nämlich: die Armee darf nicht 
berathen, alſo auch nicht wählen! (Beifall.) 
v. Brandt in undeutlicher Rede unter allgemeiner 
Theilnahmloſigkeit gegen Demokraten, Clubbs, Pla⸗ 
kate ꝛc. Er befürchtet, die Demokratie werde ſich auch 
bei den Soldaten einſchleichen, aber er vertrauet den 
Offizieren ..... (Die Bänke der Rechten find faſt 
leer, die Abg. gruppenweiſe in Unterhaltung begriffen.) 
Der Redner beweiſt ſehr deutlich, unter Anführung 
vieler Zahlen, daß er Geſchriebenes zu leſen verſteht. 
Berichterſtatter will den Antrag des Central-Aus⸗ 
ſchuſſes aufrecht erhalten wiſſen, weil ein ganz 
außerhalb der Verfaſſung ſtehendes Heer ein 
ſehr gefährliches Inſtitut ſei. Bei der Ab⸗ 
ſtimmung wurden: der Beſchluß der zweiten 
Kammer, der Antrag des Central⸗-Ausſchuſſes 
und das Amendement Canitz abgelehnt; Ar⸗ 
tikel 68 bleibt alſo weg. 
(Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr). 
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II. Kammer. 61. Sitzung vom 26. November. 


Präſident: Graf Schwerin. Am Miniſter⸗ 
tiſch: Schr, v. Manteuffel, v. Rabe und Regie⸗ 
rungskommiſſar Schellwitz, fpäter v. d. Heydt, 
Frhr. v. Schleinitz. 

Hr. Oſtermann befürwortet die Dringlichkeit ſei⸗ 

nes Antrages auf Ernennung einer Kommiſſion von 
14 Mitgliedern, welche ſich mit der Grundſteuer⸗ 

Frage, namentlich mit Berathung des von der 
Staatsregierung angekündigten und von dem Abg. 
Harkort unterm 24. Auguſt eingebrachten Geſetzent⸗ 
wurfs beſchäftigen und darüber Bericht erſtatten ſoll, 
über welchen der Bericht der Geſchaͤftsordnungskom⸗ 
miſſion vorliegt, und motivirte Tagesordnung beantragt. 
Hr. v. Werdeck ſpricht gegen die Dringlichkeit, die⸗ 
ſelbe wird mit 126 gegen 112 Stimmen verneint. 
Es wird (die Differenz beträgt nicht über 15 Stim⸗ 
men) der Namensaufruf beantragt und angenommen, 
wobei die Dringlichkeit wiederholt und zwar mit 155 
gegen 126 Stimmen verneint wird, dagegen ſtimmt 
auch Min. v. Manteuffel. Man kommt hierauf 
zur Berathung des Agrar geſetzes. 

$ 1 wird nach den Vorſchlägen der Kom⸗ 
miſſion angenommen, welche den Geſetzen, welche 
durch das vorliegende außer Kraft geſetzt werden ſollen, 
auch die Verordnung über die Ablöſung der Dominial⸗ 
Abgaben jeder Art vom 16. März 1811 und die 
Kabinetsordre vom 19. Juni 1837 wegen Ablöfung 
der Deminial⸗Renten zum 25 fachen Betrage hinzufä⸗ 
gen. Ferner enthält § 1 (in der angenommenen Kom⸗ 
miſſionsfaſſung) die Beſtimmung: Auch werden die 
Beſtimmungen der vorftehend nicht aufgehobenen Ge⸗ 
fege außer Kraft geſetzt, welche den Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes entgegenſtehen, oder ſich mit 
denſelben nicht vereinigen laſſen. 

2. Reuter (Tilſit) will, daß ohne Ent: 
ſchädigung aufgehoben werden (ſtatt Nr. 2 den $ 2 
des Geſeb⸗Entw.) das Obereigenthum des Guts- oder 
Grundherrn und des Erbzinsherrn, desgleichen das 
Eigenthumsrecht des Erbverpächters; der Erbzinsherr 
und der Ebpächter erlangen, inſofern ſie nicht ſchon 
vor der Verkündigung des Geſetzes vom 9. Oktober 
1848 ihres Rechtes ſich verluſtig gemacht haben, kraft 
des gegenwartigen Gefeges ſofort das volle Eigen⸗ 
thum — mit Fortfall der zeitherigen Reviſions⸗Be⸗ 
rechtigung. i 

Miniſter v. Manteuffel erklärt ſich gegen den 
erſten Theil dieſes Antrages; es ſei ausdrücklich in 
§ 99 des Geſetzes der Grundſatz ausgeſprochen, daß 
daſſelbe keine rückwirkende Kraft habe. 

Oſterrach: Es heiße allerdings fiat justilia, pe- 
reat mundus, aber es heiße auch summum jus summa 
injuria. Die Fortbildung des Rechtsbewußtſein im 
Volke beſtimme allein das Recht im konſtitutionellen 
Staate. Die Geſetze von 1809 und 1811 hätten 
auch ältere Rechte aufgehoben. 

Abg. Graf Stolberg (Hrſchberg): In der 37, 
Sitzung der Nationalverſammiung fagte der Abgeord⸗ 

nete Waldeck: Ich frage Sie, od der Graf Stoll: 
berg Recht gethan hat, als er die Abgaben u. ſ. w. 
aufhob? Meine Herren, ich bekenne, ich habe damals 
großes Unrecht gethan. Ich glaubte dadurch den Brand 
zu löſchen; ich habe Oel ins Feuer gegoſſen. Die Auf⸗ 
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regung in meiner Gegend war ſehr groß, als die Nach⸗ 
richt von dem Aufruhr hier in Berlin dahin gelangte. 
Der Pöbel rottete ſich in Hirſchberg zuſammen gegen 
einige jüdifche Kaufleute, die Inſaſſen rotteten ſich ge⸗ 
gen die Gutsbeſitzer zuſammen, um eine Verminderung 
der Abgaben zu erlangen. Ich konnte zuerſt der Auf⸗ 
regung nicht Herr werden. Da beſchloß ich, mit dem 
einen Theile Frieden zu ſchließen, um den anderen zu 
beſiegen. Ich empfahl den Gutsbeſitzern des Kreiſes, 
ſich mit ihren Inſaſſen zu ſetzen. Sie gingen willig 
darauf ein. Die Aufregung legte ſich, doch wohl nicht 
ohne Einwirkung von dem Umſtande, daß zahlreiche 
Truppen in der Gegend erſchienen und die Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf andere Gegenſtände gerichtet wurde. Doch 
bald nahm dieſelbe wieder zu. Auf der Volksverſamm⸗ 
lung zu Erdmannsdorf wurde Theilung des Grund⸗ 
Eigenthums beſchloſſen. Später nahmen andere That⸗ 
ſachen das Intereſſe in Anſpruch, die Steuerverweige⸗ 
rung, der Zug nach Breslau u. fe w. Was ich ges 
than, ich halte es für ein großes Unrecht. Ich glaube 
es nicht anders fühnen zu können, als indem ich Ihnen 
Abſchaffung der drückendſten Laſten, doch gegen volle 
Entſchädigung empfehle. 5 

Abg. v. Pato w: Man hat dieſen Entwurf als 
Eingriff in das Grundeigenthum genannt; Zeitungen 
und Druckſchriften ſind noch weiter gegangen und ha⸗ 
ben ihn Raub genannt. Eine ſolche Auffaſſung iſt 
die des Privatrechts, welche nicht einmal dem Staate 
das Recht einräumt, ſeine Exiſtenz zu wahren. Nie⸗ 
mand achtet mehr als ich das Privatrecht; aber vor 
dem höheren Rechte des Staates, der Allgemeinheit 
muß es ſich beugen. Sonſt wären z. B. Kanal: und 
Eiſenbahnbauten unmöglich. Eine Entſchädigung muß 
allerdings für das verletzte Privatrecht gewährt werden; 
die Berechtigungen, welche aus dem Privatrecht her⸗ 
vorgegangen ſind, ſind im zweiten Theile des Entwurfs 
enthalten. Zu dieſen Berechtigungen gehören aber die 
im erſten, uns jetzt vorliegenden Theile des Entwurfs 
abgehandelten nicht, fie hängen zuſammen mit der Or⸗ 
ganifation des Staates und find aus derſelben hervor⸗ 
gegangen. Aendert ſich dieſe Organiſation, ſo fallen 
auch die aus derſelben hervorgehenden Rechte. Der 
Redner giebt ſodann eine geſchichtliche Darſtellung 
agrariſcher Geſetzgebung in Preußen. 

Graf Zieten verwahrt ſich und ſeine Partei gegen 
den Vorwurf, daß ſie ſich von Rückſichten auf ihre ma⸗ 
teriellen Intereſſen leiten laſſe. Vom Standpunkt des 
Rechtes ſei er gegen das Geſetz, er unterſtütze es aber, 
weil er es für nothwendig halte. 

Ueber den erſten Theil des Amendements Reuter 
(f. oben) wird, nachdem es mit 146 gegen 137 (alſo 
mit weniger als 15 Stimmen) verworfen iſt, nament⸗ 
ich abgeſtimmt; 116 ſtimmen dafür, 174 dagegen. 

§ 2. 1—5 incl. werden in der Faſſung 
des Gefegentwurfs angenommen. — 6 lau: 
tet in angenommener Faſſung „die Vorkaufsrechte, 
Näher⸗ und Retraktrechte an Immobilien mit Aus⸗ 
nahme der im $ 3a angeführten“; 7 wird in der 
Faſſung des Geſetz- Entwurfs angenommen; 8 (nach 
Votſchlag der Kommiſſion) „die Befugniß, zu verlan⸗ 
gen, daß ein Privat⸗Grundbeſitzer fein Grundſtück mit 
Maulbeerbäumen bepflanze und ſolche unterhalte.“ 

Ein Vorſchlag von Heſſe „ohne Entſchädigung 
werden aufgehoben“: „die auf Grundſtücken haftende 
Verpflichtung des ſogenannten flemmigſchen Kirch⸗ 
gangs“ wird ebenfalls angenommen. 

Der neue von der Kommiſſion vorgeſchlagene Art. 
3 a wird mit der von Herrn von Werdeck beantragten 
Einſchaltung angenommen. Derſelbe lautet num 
mehr: „Das durch Verträge ober letztwillige Verfü⸗ 
gungen begründete Vorkaufsrecht, fo wie das Vorkaufs⸗ 
recht der Miteigenthümer an den Antheilen der gemein⸗ 
ſchaftlichen Sache, ſowie das Retraktrecht der Miterben 
nach dem theiniſchen Civil⸗Geſetzbuch bleiben auch im⸗ 
merhin in Kraft. Ein geſetzliches Vorkaufsrecht findet 
ferner wegen aller Grundſtücke ſtatt, welche in Folge 
des vom Staate ausgeübten oder verliehenen Expro⸗ 
priationsrechts zu gemeinnützigen Zwecken haben ver⸗ 
äußert werden müſſen, wenn in Folge das erproprlirte 
Grundſtück ganz oder theilweiſe zu dem beſtimmten 
Zweck nicht weiter nothwendig iſt und veräußert wer⸗ 
den ſoll. Das Vorkaufsrecht ſteht dem zeitigen Eigen⸗ 
thümer des durch den urſprünglichen Erwerb verklei⸗ 
nerten Grundſtücks zu. Die Behörde der Geſellſchaft, 
welche das Expropriationsrecht ausgeübt hat, hat die 
Abſicht der Veräußerung und dargebotenen Kaufpreis 
dem berechtigten Eigenthümer anzuzeigen, welcher fein 
Vorkaufsrecht verliert, wenn er ſich nicht binnen zwei 
Monaten darüber erklärt. Wird die Anzeige unterlaſ⸗ 
fen, fo kann der Berechtigte feinen Anſpruch gegen 
den Beſitzer geltend machen.“ 

$ 3. Die Kommiſſion beantragt den Schlußſatz 
des Paragraphen: „Inſofern jedoch elne der vorſtehend 
unter 1 — 15 gedachten Abgaben und Leiſtungen bei 
der Verleihung oder Veräußerung ausdrücklich über⸗ 
nommen worden iſt, bleibt deren unentgeltliche Aufhe⸗ 
bung ausgeſchloſſen“ — zu ſtreichen. 

Miniſter von Manteuffel gegen Streichung 
dieſes Satzes. Tg, 2 


Dieſelbe wird, bei namentlicher Abſtimmung mit 
171 gegen 116 Stimmen abgelehnt. — Vertagung. 

Schluß der Sitzung 3 ½ Uhr. — Nächſte Sitzung 
morgen 12 Uhr. 


Berlin, 26. November. Se. Majeſtaͤt der König 
haben allergnädigft geruht: Den Regierungs = Rath 
Kolbe aus Frankfurt zum Mitgliede der Haupt: Ver 
waltung der Darlehns⸗Kaſſen; ſo wie die Zollvereins⸗ 
Bevollmächtigten, Regierungs⸗Räthe Bu dach in Kaſ⸗ 
ſel und v. Maaſſen in Dresden zu geheimen Re⸗ 
gierungs⸗Räthen zu ernennen. 

Angekommen: Se. Excellenz der General der 
Kavallerie und Ober⸗Befehlshaber der Truppen in den 
Marken, von Wrangel, von Frankfurt a. d. O. 

(Berichtigung.) Die Kölnische Zeitung verſichert 
in ihrer Nummer 281 aus guter Quelle zu wiſfen, 
daß Oeſterreich vor einigen Tagen formellen Proteſt 
eingelegt habe gegen die Berufung des Parlaments und 
mit gewaltſamer Intervention drohe. Wir ſind ermäch⸗ 
tigt zu der Erklärung, daß kein ſolcher Proteſt, weder 
mit noch ohne jene Drohung, eingelegt iſt. Eben ſo 
wenig kann daher auch, was die Kölniſche Zeitung 
ebenfalls zu wiſſen behauptet, eine Antwort darauf be⸗ 
reits abgegangen ſein. (Staats⸗Anz.) 

— Berlin, 26. Novbr. [Alles durch Arbeit.] 
Als Heinrich IV. 20,000 Maulbeerbäume im Tuille⸗ 
riengarten pflanzen ließ, ſagte er zu Sully: er thut 
dies, um die Faulheit unter ſeinem Volke zu vertrei⸗ 
ben. Auch heute handelt es ſich darum, den Müßig⸗ 
gang zu beſiegen und zwar den erzwungenen Müßig⸗ 
gang, denn die eigentliche Trägheit, der Widerwille 
gegen Arbeit iſt nicht in Europa, am allerwenigſten 
in Deutſchland heimiſch. Der Müßiggang, erzwungen 
oder unerzwungen, iſt aller Laſter Anfang; Ruhe und 
Friede iſt nicht anders zu erhalten, als durch Arbeit, 
und zwar durch geſchützte, lohnende Arbeit. Dieſe dem 
Volke darzubieten ſollte eine Hauptaufgabe unferer Ge: 
ſetzgeber ſein. Es iſt dies aber eine ſchwierige Auf⸗ 
gabe, welche eben fo viel praktiſchen Verſtand, eben fo 
viel Kenntniß der gemeinen Dinge des Lebens, als 
guten Willen und Menſchenliebe erheiſcht, und es 
giebt immer noch eine große Klaſſe von einflußreichen, 
der Geſetzgebung nahe ſtehenden Leuten, die das alte 
laisser faire — laisser passer für bequemer halten, 
als das Pflanzen von Maulbeer⸗ oder andern Arbeits⸗ 
bäumen; es bleibt der deutſchen Arbeit namentlich im⸗ 
mer noch ein groß Stück Polizeiſtaat zu überwinden 
übrig. Ein folder Reſt büreaukratiſcher Theo⸗ 
rienweisheit, die Alles beſſer zu wiſſen meint, als 
das Volk, übt denn auch hier, am Sitz der oberſten 
Gewalt, der Kunſt und Wiſſenſchaft, noch immer ſeine 
Hertſchaft aus, und läßt die materiellen Intereſ⸗ 
ſen des Volks im Bewußtſein unſerer Geſetzge⸗ 
ber und ausübenden Gewalt nicht zu der Be: 
deutung gelangen, welche fie haben. Dieſe Partei 
glaubt genug gethan, ſich mit der arbeitenden Klaſſe 
dadurch abgefunden zu haben, daß ſie ein Gewerbe⸗ 
geſetz genehmigt hat; es handelt ſich aber hauptſäch⸗ 
lich um Erwerbs mittel, zu denen das Gewerbegeſetz 
nichts als die bloße Form iſt. In Bezug auf dieſe 
Partei kann man unſerer Regierung nichts anders zu⸗ 
rufen, als den alten Wunſch: Erlöſe mich von meinen 
Freunden, mit meinen Feinden werde ich ſchon fertig 
werden! Dieſe Freunde ſcheinen ſehr geneigt, unſern 
wichtigſten materiellen Intereſſen zum Trotz, den von 
Oeſterreich in Ausficht geſtellten Boll: und Handels⸗ 
bund zu hintertreiben, und dadurch namentlich auch 
die gerechten und wahrlich wohl zu gönnenden Aus⸗ 
ſichten auf Hebung der ſchleſiſchen Eiſenproduk⸗ 
tion in Nebel aufzulöſen. 

A. Z. C. Berlin, 26. Novbr. [Die Grafen 
Schwerin und Arnim als Repräſentanten 
eines wichtigen Prinzipienſtreits.] Die Szene, 
welche ſich am Schluß der Sonnabendſitzung in der 
2. Kammer zwiſchen dem Präfidenten Grafen Sch we⸗ 
rin und dem Abgeordneten Grafen Arnim ereignete, 
läßt einen tieferen Blick in das Weſen der Kammer 
thun, als es oberflächlich angeſehen erſcheint. Der 
Streit zwiſchen dem pommerſchen und dem märkiſchen 
Grafen war durchaus kein perſönlicher, es war en 
Prinzipienſtreit zwiſchen der rechten und der linken Seite 
des Hauſes, genauer gefprochen, zwiſchen bem linken 
Centrum und der äußerften Richten. Die OpPofition, 
welche die Junkerpartei bis jetzt — und wie die heu⸗ 
tige Erklärung des Finanzminiſters in A1 I. Kammer 
lehrt, durchaus nicht erfolglos der Aufhebung der 
Grundſteuerfteiheit entgegengeſetze bat, tigt ſich auch in 
ihr bel der gegenwärtigen Berardung des Geſetzes über 
die Ablöſung der Reallaſten. Wer große Grundbeſit 
fol Opfer bringen, die et gu lig zu deingen nicht 
gefonnen ſcheint. Daher SER ſich auf einmal bei 
denſelben Abgeocbneten, die früher in den politifchen 
Debatten und namentlich da, wo es auf Einengung 
der Verfaſfung ankam, das Miniſterlum nicht eifrig 
genug un gen konnten, die maßloſeſte Oppoſition 
ſeitdem die Berathung der materiellen Intereſ⸗ 
en auf die Tagesordnung gebracht iſt. Die allger 
meine Debatte Über das Geſetz wegen der Reallaſten 
und ins beſondere die Rede des Grafen Ar nim habe 


— 
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davon Zeugniß gegeben. Die Linke, getreuer ihrem bung der Grundſteuerbefteiungen ohne alle Ent⸗ 


rinzip, als die Rechte ihrem miniſteriellen 
3 2 der rechten Seite eben ſo ſchnell 
eine andere entgegen und unterſtützte das Miniſterium 
nun eben fo eifrig, als es daſſelbe früher bekämpft 
hatte. Dieſe Vertauſchung der Rollen war es, die 
der Graf Schwerin, wenn auch nicht gerade an gehö⸗ 
riger Stelle, fo doch mit recht pommerſcher Geradheit 
zum Bewußtſein der Kammer brachte, Daß darüber 
die Junketpartei in bedeutende Aufregung gerieth, iſt 
begreiflich und kaum verwunderlicher, wenn Hr. v. 
Kleiſt⸗Retzow, die Fleiſch gewordene Geſchäftsordnung, 
auch hier an der Hand derſelben ſeine Rettung ver⸗ 
ſuchte und ſofort mit einer Auslegung hervortrat, die 
keinen geringern Sinn hatte, als den Präſidenten ein 
für allemal von der Theilnahme von der Debatte aus⸗ 
zuſchließen. Wenn aber auch der Graf v. Arnim⸗ 
Boſtzenburg, an dem nach der Kreuzzeitung jeder 
Zoll ein Gentleman iſt, ſeine bekannte diplomatiſche 
Vorſicht ſo weit verläugnete, daß er ſich und ſeine 
Partei als den einzigen Rettungsanker des Staats 
hinſtellte und der ganzen Linken rückſichtslos ins Ger 
ſicht ſchlug, trotzdem daß darunter Männer ſitzen, die 
zur Zeit der Nationalverſammlung mehr gethan, als 
was Herr v. Arnim von ſich rühmte, in den Novem⸗ 
bertagen blos Gut und Blut angeboten zu haben, 
dann muß man allerdings annehmen, daß der Graf 
Schwerin diesmal den Nagel auf den Kopf getroffen 
und, um ein bekanntes Wort richtig anzuwenden, 
der Reaktion ſcharf ins Fleiſch geſchnitten hatte. Die 
Aufregung dieſer Enthüllungen war es, welche die Ab⸗ 
geordneten nach dem Schluß der Sitzung noch in 
ſtreitenden Privatgruppen zuſammenhlelt und den Ab: 
geordneten Oſtermann ſogar zu der taktloſen Anz 
maßung brachte, die Journaliſtentribüne, auf welcher 
er läſtige Hörer vermerken mochte, unter dem Vor⸗ 
wande, daß die Sitzung beendet ſei, räumen zu laſ⸗ 
fen. — Die Folgen dieſer Konflikte find noch nicht 
abgeſchloſſen. Die Rechte will den Präſidenten Gra⸗ 
fen Schwerin unter allen Umſtänden zum Abdanken 
bringen und der erſte Schritt dazu wird wahrſcheinlich 
durch ein Amendement des Hen. v. Kleiſt „zur Ger 
ſchäftsordnung“ geſchehen. Ob die Rechte durchdringt, 
darf bezweifelt werden. Die Preſſe hat inzwiſchen von 
zweierlei Akt zu nehmen: 1) daß die Grundprivilegir: 
ten dem Geiſte der Zeit ſchwerlich die nöthigen Kon⸗ 
zeſſionen machen werden; und 2) daß es eine Unwahr⸗ 
heit iſt, wenn man dem Grafen v. Arnim ein Stre⸗ 
ben nach einem Mimiſterportefeuille unterlegt. — Er 


eh nu fan zen A De 2 
aben, wodurch er em Lande wie den Kammern 
re gleich unmöglich gemacht hat. 
C. B. Berlin, 26. November. [Die Lage des 
Geſetzentwurfes in Betreff der Grundſteuer⸗ 
ausgleichungen. — Kommiſſions⸗Bericht in 
Betreff der Gemeinde⸗Ordnung. — Ber: 
miſchte Nachrichten.] Wiederum iſt eine Friſt 
verſtrichen, die das Minifterium ſich zu einer defi⸗ 
nitiven Erklärung Über die vor 40 Jahren verheißene 
Grundſteuerausgleichung geſetzt hatte, und die 
8 0 * ausgeblieben. Den 
e er Herr Finanzminister heute in 
3 Ph (ſ. oben) anführte, um die Verzö⸗ 
0 1 r Vorlage zu rechtfertigen, wird Niemand 
1 as nehmen wollen, wofür er ſich ausglebt: für 
einen Rechtfertigungsgrund. Da das Miniſterium 
noch kürzlich durch eines ſeiner Organe hat erklären 
laſſen, daß es das Gefeg biefen Kammern auf alle 
Fälle vorlegen werde, und da nach einer uns zugegan⸗ 
genen ſehr glaubhaften Mittheilung über die Lage, 
in der ſich das einzubringende Geſetz gegenwäͤr⸗ 
tig befinden ſoll, man in der That fortwährend mit 
Ausarbeitung einer Vorlage beſchäftigt iſt, ſo erſcheint 
es faſt unerklärlich, daß die Auslaſſungen des Herrn 
Finanzminiſters ſtets ſo unbefriedigend ausfallen. Eine 
Mittheilung namlich, die wir abſichtlich bis heut zu⸗ 
zack hielten, geht dahin: „Der Entwurf, den das 
dealt gm Sr. Majeſtät zur Genehmigung unter: 
Ent] cad 2 gründete ſich auf das Prinzip partieller 
bung der Sten, Nur ein Theil der von der Aufhe⸗ 
\ rbefreiung betroffenen Grundbefiger, 
namentlich die baͤuerlich 4 
en, follten entſchädigt werden, 
andere Kategorien dagegen d N 
elt veiluſig gehen, 8 es Privilegiums ohne Ent⸗ 
2 des Staate eſem Vorſchlage, der die Bil: 
gung de miniſterſums i 
en ben dem %% erlangt hatte, war ein 
3 ensachelteh Gefegeninn Ndenten v. Witzle⸗ 
as ausg 1 urf entgegengeſtellt wor⸗ 
n, welcher das Prinzip allſeitiger Entſchaͤdigung mit 
beulnden durchzuführen verſuchte, die im * 
Veran längft erwogen, aber verworfen waren. Die 
ſchen Cungsgründe trugen dazu bei, dem Witzleben 
anfang twurfe die Billigung, die er allerhöchſten Orts 
gendſte J. befunden hatte, zu entziehen; das ſchla⸗ 
dleſen ment aber, mit welchem das Miniſterſum 
ul bekämpfte, nämlich der Hinweis auf 
den Zuſtand der g d die Una 
fͤhedarkelt ein manzen des Staats und Fr raus: 
mitteln, wurde galt gen Entfeäbigung auf dla 
gegen die partielle Entſchädigung 


mit gleichem R 
nertum aufgeg eben“ geltend gemacht und dem Min⸗ 
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ſchaͤdigung auszuarbeiten.“ So lautet eine uns 
von beſter Hand zugegangene Notiz über die dermalige 


der preußiſchen Regierung Baiern gegenüber, giebt der 
Hoffnung Raum, Würtemberg werde ſich nicht gar 
lange mehr dem engeren Bunde entziehen; tadelt in 


Lage dieſes Geſetzes. Eine längere Verſchiebung deſ⸗ der Sprache gerechten Unwillens das Verfahren der 
ſelden würde, wie man uns zugleich verſichert, ſelbſt Regierungen von Hannover und Sachſen; motivirt die 


in Kreiſen ſchmerzlich empfunden werden, in welchen 
die Menge vielleicht die Urheber der Zögerung ſucht. 
Gerade dort hat man die Wahrheit deſſen erkannt, 
was ein ſachkundiger und unparteiiſcher Staatsmann 


| 
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in der proponirten Reſolution enthaltenen Verwahrun⸗ 
gen gegen eine Auslegung des Vertrages vom 30. 
September d. (Interim), nach welcher derſelbe eine der 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit Preußens gefährliche Be⸗ 


(Kühne) bemeikt hat: „jeder Aufſchub würde unter deutung gewinnen könnte und ſpricht die Erwartung 


Hinweis auf den Sachverlauf ſeit 1810 dahin gedeu⸗ 
tet werden, daß es den aus oktropirten Wahlordnun⸗ 
gen hervorgegangenen Kammern nur darum zu thun 
ſei, die Verheißungen der Verfaſſung nicht zur Klar⸗ 
heit werden zu laſſen, und daß die Regierung die Er⸗ 
füllung dieſer Verheißungen nur angebahnt habe in 
der Vorausſetzung ſchon, daß die Kammern die weitere 
Verfolgung dieſes Weges hemmen würden.“ — Die 
erſte Kammer wird nach Beendigung der Verfaſ⸗ 
ſungsreviſion die vom Miniſterium eingebrachte Ge⸗ 
meindeordnung berathen. Ueber die erſten ſieben 
Titel (von der Grundlage der künftigen Gemeinde⸗ 
verfaſſung) iſt jetzt der von Herrn Pinder als Be⸗ 
richterſtatter verfaßte Kommiſſionsbericht erſchie⸗ 
nen. Ueberdies hat der vorberathende Ausſchuß eine 
Zuſammenſtellung der Regierungsvorlage und der Ab⸗ 
änderungsvorſchläge der Kommiſſion anfertigen und 
vertheilen laſſen. Aus der Einleitung zu dem Bericht 
ergiebt ſich, daß von der Geſammtzahl der im preußi⸗ 
ſchen Staate vorhandenen 37,570 Gemeinden gegen⸗ 
wärtig nur 982 Städte und 6866 Landgemeinden 
eine vollſtändige Organiſation haben. Mithin entbeh⸗ 
ren 29,722 Gemeinden noch einer auf beſtimmten 
Geſetzen beruhenden Organiſation, alſo ungefähr % 
der Geſammtzahl aller Gemeinden im Staate mit 
einer die Hälfte der Geſammtbevölkerung überſteigen⸗ 
den Seelenzahl. Die vorhandenen Gemeindeverfaſſun⸗ 
gen ſind übrigens ſehr mannigfaltig. Nach größeren 
Gruppen geordnet, beſtehen für die Städte 1) die 
Städteordnung von 1808, 2) die revidirte Städteord⸗ 
nung von 1831, 3) die Gemeindeordnung von 1845 
für die Rheinprovinz, 4) beſondere Statuten in ein⸗ 
zelnen Städten des Regierungsbezirks Stralſund, 
5) die herzogl. Warſchauiſche Stadtverfaſſung in den 
kleinen Städten der Provinz Poſen, 6) die weftfälifche 
Landgemeindeordnung in den kleinen Städten der 
Provinz Weſtfalen. Für die Landgemeinden 1) am 
Rhein die Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845, 
2) in Weſtfalen die Landgemeindeordnung vom 31. 
Oktober 1841 und in den übrigen Provinzen Beſtim⸗ 
mungen des allgemeinen Landrechts, modifizirt durch 
Provinzialgeſetzgebung und verſchiedenartige Obſervan⸗ 
zen. — Die Kommiſſions⸗Vorſchläge weichen übrigens 
in ſehr erheblichen Punkten von der Regierungs⸗Vor⸗ 
lage ab und ſind zum Theil darauf gerichtet, den 
Städten eine Art von Autonomie zu erhalten, bezie⸗ 
hungsweis zu erringen. — Eine von der Regierung 
der zweiten Kammer gemachte Vorlage, die Verthei⸗ 
lung von Grundſtücken und die Gründung neuer An⸗ 
ſiedelungen betreffend, hat, mit einer unweſent⸗ 
lichen Aenderung in Bezug auf die Abſchreibung der 
Parzellen im Hypothekenbuche, hat die Billigung der 
Agrarkommiſſion erfahren. — Es wird beabſichtigt, 
nach vollſtändiger Erledigung aller die agrariſchen Ver⸗ 
hältniſſe betreffenden Geſetzesvorlagen die fämmtlichen 
dann für jene Verhältniſſe alsdann geltenden gefebli- 
chen Beſtimmungen zu einem Kodex der Agrarge⸗ 
ſetzgebung zu verarbeiten und als beſonderes Geſetz⸗ 
buch zu publiziren. — Das längere Verweilen 
des Prinzen von Preußen bei ſeinem diesmaligen 
Beſuche in Berlin hat hauptſächlich den Zweck, den 
von dem Kriegsminiſter veranlaßten Berathungen einer 
Militärkommiſſion über verſchiedene Gegenſtände der 
Organiſation unſeres Heerweſens beizuwohnen. Als 
ſolche Gegenſtände nennt man die Reſtauration der 
badiſchen Armee, die Einverleibung der Armeen ver⸗ 
ſchiedener deutſcher Staaten in das preußiſche Heer 
und die Umgeſtaltungen in unſerer Landwehr. In 
letzter Beziehung ſoll das ſchon früher mitgetheilte Pro ⸗ 
jekt, nach welchem durch einen innerhalb kurzer Perio⸗ 
den ſich wiederholenden Wechſel die Landwehr fortwäh⸗ 
rend disponibel bleiben kann, ohne in die bürgerlichen 
Verhäͤltniſſe der Dienſtpflichtigen allzu ſtörend einzu: 
greifen, ſich vorzugsweiſe des Beifalls erfreuen. — 
Bei Herrn v. Manteuffel ſoll morgen Abend ein 
großer Thee ſtattfinden. Es ſollen dabei Hof, Di⸗ 
plomatie, Volksvertretung, Militär und Preſſe vertre⸗ 
ten fein. — Geſtern fand eine ſehr zahlreich deſuchte 
Verſammlung ſtatt, welche die Gründung einer 
neuen freien Gemeinde zum Zweck hat. An der 
Spitze ſteht der durch fpätere politiſche Bethaͤtigungen 
bekannte Thierarzt Urban. 

P. C. Berlin, 26. Nov. [Kommiſſions⸗Be⸗ 
richt der zweiten Kammer in der deutſchen 
Sache.] Dem Vernehmen nach verſammelte ſich ge⸗ 
ſtern Abend die Kommiſſion der zweiten Kammer füt 
die deutſchen Angelegenheiten, um ſich über den Bericht 
zu verſtändigen, mit welchem die untenfolgende Reſo⸗ 


aus, die preußiſche Regierung werde nicht nur auf der 
Förderung eines Alternats des Vorſitzes in der Bun. 
des⸗Kommiſſion feſthalten, da es jetzt mit Ausnahme 
eines ſehr kleinen Theiles ſeiner Länder dem deutſchen 
Bunde angehöre, mithin der mächtigſte Staat deſſelben 
ſei, ſondern auch zu verhindern wiſfen, daß Oeſterreich 
weder dem Zuſtandekommen des engeren Bundes, noch 
feiner gedeihlichen Entwickelung irgend wie hinderlich 
werde. — Nach gründlicher Prüfung und Annahme 
einiger nicht weſentlichen Modifikationen erklärte ſich 
die Kommiſſion mit dem Entwurfe des Referenten 
von Beckerath völlig einverſtanden. Der Bericht 
wird alfe im Laufe dieſer Woche eingebracht werden. 


Die von der Kommiſſion proponirte Reſolution 
lautet alſo: 

Die Kammer hat aus den ihr mitgetheilten Aktenſtücken 
erſehen, daß die Staatsregierung dem ſich von mehreren 
Seiten geltend machenden Bedürfniß einer interimiſtiſchen 
Regelung gemeinſamer Angelegenheiten der deutſchen Staa⸗ 
ten durch Abſchluß des Vertrages vom 30. September d. J. 
Anerkennung gewähren zu müſſen geglaubt hat. Wenn die, 
kraft dieſes Vertrages zu errichtende Bundes⸗Kommiſſion 
eine Wirkſamkeit ausüben möchte, welche — ſei es durch 
legislative Anordnungen, ſei es durch andere als die zur 
Erhaltung des Bundes⸗Eigenthums erforderlichen oder be⸗ 
reits vertragsmäßig feſtſtehenden finanziellen Belaſtungen, 
die innern Verhältniſſe des preußiſchen Staats 
berührte, ſo würde der Vertrag vom 30. September nach 
Art. 46 und 60 der Verfaſſung vom 5. Dezember 1848 zu 
ſeiner Gültigkeit der Zuſtimmung der Kammern bedürfen. 

Die Staatsregierung hat dieſe Zuſtimmung der Kammern 
nicht beantragt und dadurch deutlich an den Tag gelegt, 
daß es nicht in ihrer Abſicht liege, der gedachten Kommiſſion 
eine Wirkſamkeit der bezeichneten Art zuzugeſtehen. 

In Hinſicht auf den deutſchen Bundesſtaat hat die Staats⸗ 
regierung dagegen ſowohl bei als nach Abſchluß des Ver⸗ 
trages vom 30. September d. J. die „ausdrückliche und 
feierliche“ Erklärung abgegeben: 

„daß Preußen unwandelbar auf der Bildung des en⸗ 
geren Bundes verharren und deſſen Rechte gegen jede 
unberechtigte Einmiſchung, ſie komme von welcher Seite 
ſie wolle, mit allem Nachdruck vertheidigen werde.“ 

Die Kammer hat dieſe Erklärung mit Befriedigung ver⸗ 
nommen und vertraut, daß die Staatsregierung dieſe Zuſi⸗ 
cherung vollſtändig zu wahren und namentlich zu dieſem 
Behuf eine Auslegung des gedachten Vertrages fern zu hal⸗ 
ten wiſſen werde, nach welcher die preußische Regierung 
durch deſſen Abſchluß das Fortbeſtehen der Bundes ver⸗ 
faſſung und Bundesgeſetzgebung im weiteren Umfang 
anerkannt hätte, als durch ihre am 17. Oktober im Ver⸗ 
waltungsrath abgegebene Erklärung geſchehen iſt. Die 
Kammer darf demgemäß erwarten, daß den getroffenen Ein⸗ 
leitungen zum Zuſammentreten des Reichstags unver⸗ 
rückt Fortgang gegeben und durch unverweilte Einberufung 
deſſelben die Zuverſicht des deutſchen Volks aufrecht erhal⸗ 
ten werde: Preußen ſchreite unbeirrt auf dem am 26. Mat 
zur Einigung Deutſchlands betretenen Wege fort, welchem 
die Kammer ſchon am 7. September ihre volle Zuſtimmung 
erth⸗ilt hat und hierdurch abermals ertheilt. 

Aus dieſen Gründen enthält ſich die Kammer x 
indem fie die ihr nach Art. 42, 46 und 60 der Ver⸗ 
faffung vom 5. Dezember 1848 zuſtehenden Rechte in 
Betreff des Vertrages vom 30. September d. J. der 
nach demſelben zu entrichtenden proviſoriſchen Bundes⸗ 
Kommiſſion ausdrücklich vorbehält, zur Zeit einer wei⸗ 
teren Erklärung über den gedachten Vertrag. 


A. Z. C. [Vermiſchte Nachrichten.] Der Mi: 
niſter v. Manteuffel fährt fort, in den Abend⸗ 
ſtunden Bürgertabagien zuweilen ganz unbe⸗ 
kannterweiſe zu beſuchen, um ſich daſelbſt mit den 
Gäſten zu unterhalten, und ihre Anſichten und Kla⸗ 
gen zu vernehmen. Vorgeſtern Abend frequentirte der⸗ 
ſelbe eine ſolche Bürgertabagie in der Stralauerſtraße 
(Nr. 44), wo er erſt beim Weggehen von einigen Gä⸗ 
ſten erkannt wurde. Ein dreimaliges Hoch der Gäfte 
war die unmittelbare Folge jener Erkennung. Das 
Glas, woraus der Minifter fein Weißbier getrunken, 
und der Stuhl, worauf er gefeffen hatte, wurden auch 
hier als Ehrengegenſtände bezeichnet und außer Ge⸗ 
brauch geſezt. — Dem Vernehmen nach hat der Advokat⸗ 
Anwalt Volkmar jetzt die Vertheibigung des Ange⸗ 
klagten Ohm übernommen, nachdem dieſelbe auch vom 
Juſtiz⸗Kommiſſarius Gall zurückgewieſen worden iſt. 
— Am Sonnabend Abend hat ſich der erſte derartige 
Fall ereignet, daß die Demokraten und Konſer⸗ 
vativen vom 87. Bezirk ſich in einem Lokal der 
Ackerſtraße zu einem Verſöhnungs⸗ und Verbrü⸗ 
derungsfeſt vereinigten. Der ehemalige Maigefan⸗ 
gene Lehrer Steide iſt der Voſitzende der demokratiſchen 
Partei. Das Verbrüderungsfeſt beſtand in einem ge⸗ 
meinſamen Abendeſſen. 


[Die vorberathende Kommilſton der erſten 
Kammer) empfiehlt derſelben einſtimmig die Annahme 
des in der 2. Kammer bereits berathenen Geſetzent⸗ 
wurfs über Aufhebung der Klaſſenſteuerbe⸗ 


freiungen. Mit allen gegen I Stimme iſt fie auch 
lution der Kammer vorgelegt werden fol. — Der dem von der 2. Kammer vorgeſchlagenen Termin der 


en, nunmehr einen Plan zur Aufhe⸗ Bericht ſpricht ſich anerkennend aus über bie Polltik Einführung des Geſetzes (1. Januar 1850) beigetreten. 


C. C. [Sigung der Centralkemmiſſien zur Prür 
jung des Staatshaushalts⸗Etat, vom 12. bis 
5. Novbr.] (Etat der Juſtizverwaltung.) II. pe 
gaben. I) Miniſterium. Die Höhe des Einkommen > 
Miniſters, Unterſtaatsſekretärs und der vortragenden R x 
iſt der allgemeinen Beſchlußnahme vorbehalten. er die 
Zahl der letzteren (11) fo wie der Subalternen (37) und 
Unterbeamten (10 iſt nichts erinnert. Als Maximum des 
Subalterngehalts ſoll 1500 Rehl. feſtgehalten werden. Die 
Gratiſikationsfonds von 1600 Mehl. für Bureaubeamte und 
8000 Mtl. für richterliche Beamte ſollen in Zukunft fort: 
allen. 5 
2) Geh. Obertribunat und rhein. Reviſtons⸗ und Kaſſa⸗ 
tionshof. Es wird bemerkt, daß dieſe Gerichtshöfe mit 
einander vereinigt werden ſollen, wodurch einige Erſparniß 
infofern ermöglicht wird, als die Mitglieder des chein. Re: 
viſionshofes einen Theil der Arbeiten des geb. Obertribu⸗ 
nals übernehmen werden. Gegen das Gehalt des Cheſprä⸗ 
ſidenten des Obertribunals mit 6000 Rthl. wurde nichts 
erinnert, wogegen die Gehälter der Vicepräſidenten von 
4500 Rihl. nach dem Abgange der jetzigen Stelleninhaber 
auf 3500 Rthl. ermäßigt werden ſollen. 

3) Obergerichte. Zur Salarirung von 651 Richtern 
incl. Präſidenten find 840,805 Rthl. 29 Sgr. 3 Pf. nöthig. 
Man entſchied ſich bahn (unter Verwerfung des Antrages, 
dle Unterſcheidung zwiſchen Appellationsgerichten erſter und 
zweiter Klaſſe in Betreff der Gehaltsnormirungen fallen zu 
laffen), das Gehalt des erſten Präſidenten, vorausgeſetzt, 
daß bei den Regierungen ein Gleiches geſchehen werde, auf 
3500 Rthl. ohne weitere Emolumente an Wohnung oder 
Wohnungsmiethe feſtzuſetzen. Beſondere Vicepräſidenten⸗ 
ſtellen bei den Appellationsgerichten wurden für ganz ent: 
behrlich erachtet und für genügend erklärt, wenn der bie 
Na dirigirende Rath eine Zulage von 300 Rthl. ers 

ielte. 

Bei den Obergerichten fungiren 781 Subalternbeamte 
mit einem Gehalt von im Ganzen 530,631 Rthl. 9 Sgr. 
3 Pf., durchſchnittlich alſo 680 Rihl. Es ward hier nur 
erinnert, daß nachdem ein großer Theil der Geſchäfte neuer⸗ 
lich von den Appellationsgerichten auf die Kreisgerichte über⸗ 
gegangen, das geſammte Subalternenperſonal dort erheblich 
zu vermindern und namentlich die Stellen der Obergerichts⸗ 
Salarienkaſſen⸗Rendanten ganz einzuziehen wären. Es 
chen ſodann 296 unterbeamte bei den Obergerichten mit 
m Ganzen 79,496 Rthl. 23 Sgr. 4 Pf. Gehalt, im Ein: 
zelnen zwiſchen 150 — 360 Rthl. Es wurde der Regierung 
empfohlen, dieſe Gehälter auf einen gleichen Fuß mit denen 
bei den Untergerichten zu bringen. 

Der Dispoſitionsfond für die Obergerichte beträgt 183,841 
Rthl. Davon kamen bisher 25,000 Rthl. auf Remunera⸗ 
tion für unbeſoldete Aſſeſſoren, fällt künftig fort, 3000 Ati, 
zur Unterſtützung von Referendarien, welche die polniſche 
Sprache erlernnen wollen: nichts zu erinnern. 8 

Was ſonſt aus gedachten Fonds zur Remuneration von 
Subalternen für Rebenbeſchäftigungen verwendet worden, 
ſell füuftig fortfallen, da angenommen wurde, daß jeder 
Beamte ſeine ganze Zeit dem Dienſte zu widmen habe, ohne 
Rückſicht auf welche Weiſe feine Thätigkeit in Anspruch ges 
nommen wird. Gegen den Betrag von 115,535 RthL, 
19 Sgr. 1 Pf, zu ſächlichen Ausgaben wurde nichts er: 
innert. 

4) Unterger chte. Zur Salarirung von 1893 unterrich⸗ 
tern find. 1,466.443 Rihl. 21 Sgr. 3 Pf. erforderlich: alfo 
durchſchnittlich 775 Rthl. Es ward erinnert, daß dem Ver⸗ 
waltungschef hier ein zu großer Spielraum freiſtände, in⸗ 
dem die Richtergehälter von 500 —1500, die Direktorenge⸗ 
hälter von 900 —2500 Rihl. ſich ſteigerten, und wünſchte 
eine Feſtſtellung innerhalb der bisherigen Grenzen. Man 
ſchloß ſich deshalb den Seitens des Juſtizminiſteriums aus⸗ 
geſprochenen Abſichten dahin an: 

1) daß 91 Richter des Berliner Stadtrerichts 500-1500 

Rihl. in 11 Abſtufungen, jede zu 8 Richtern, erhalten 


ſollten. 
2) 94 Richter der Stadtgerichte zu Königsberg, Danzig, 
Breslau und Magdeburg, 500 —1400 Rthl, in 10 x 


ſtufungen. 

2) Die Mittlieder der übrigen Kreisgerichte 5001000 
Rthl. in 6 Abſtufungen. 

4) Daß die Direktoren der Kreisgerichte (mit Ausnahme 
der höher zu dotirenden Stellen in den Städten ad 1 
und 2) 1200 — 1600 Rchl. Gehalt erhalten follten; 

Zugleich wurde der Wonſch ausgeſprochen, daß die Ab» 
ftufungen der Richtergehälter durch den Bezirk eines gan⸗ 
zen Appellationsgerihts regulitt werden möchten, wodurch 
ohne zu große Verſegungen, ein gleichmäßiges Aufrücen 
ermöglicht werden könnte. 

Das Gehalt für 2266 Subalternen beträgt 1,234,888 
Rthl. 15 Sgr. mit einem Minimum von 400 Rthl. und 
einem Maximum von 600 unter umſtänden ſelbſt bis 700 
‚und 1000 Rthl, Die Central⸗Kommiſſion acceptirte die 
Seitens des Juftizminifteriums abgegebenen Erklärungen, 
daß künftig %, der Subalternen etatsmäßig, „ nicht 
etatsmäßig angeſtellt, Bureau⸗Vorſteher 500 —800 Rthl. 
Gehalt, Bureaugehilfen 300—400 Rthl. und Diätarien 15 
bis 20 Rthl. monatlich erhalten ſollten. Dagegen ſchien 
das künftige Gehalt des Kreisgerichts⸗Kaſſen⸗Rendanten 
mit 800 Rihl. nicht ausreichend dotirt. Eben ſo erklärte 
man ſich gegen die Bewilligung einer Tantieme von 
10 pEt. der über den Etat aufkommenden Sporteln. 
Auch die Kalkulatoren fand man angemeſſen, im Ge⸗ 
halte künftig firiren zu laſſen. Ueber den eingegange⸗ 
nen Antrag einer Penſtonsberechtigung auch für Diätarien 
anerkennen zu wollen, ging man zur Tagesordnung über. 

Das Gehalt für 1873 Unterbeamte beträgt 368,873 Rtl. 
3 Sgr. 1 Pf., alſo durchſchnittlich 197 Rihl. Die 75 Rtl. 
betragenden Pferde Unterhaltungsgelder für hier und dort 
vorkommende berittene Exekutoren wurde für unzureichend 
erklärt. 1 wurde die Angemeſſenheit eines Gratiftca⸗ 
tions fonds für Erecutoren anerkannt. 

Gegen die Diepofitionsfends von 605,734. Rtl. 10 Ser., 
ſowie gegen den en von 413,801 Rtl. 13 Sgr. 4 Pf. 
zu fachlichen Ausgaben wurde nichts erinnert. 

5) Ktiminalkoſten find mie 576,137 Rel. ausgeworfen, 
betragen aber in Wirklichkeit weniger, weil ein Theil der⸗ 
ſelden unter den Gerichtsgebühren wieder in Einnahme ers 
ſcheint. Gegen die Höhe und die Let der Berechnung fand 

nichts zu erinnern. Es ſteht aber pro 1850 eine Er⸗ 
Yöyung dieſes Poſtens bevor. 

6) Juſtizoffizſanten⸗Wittwenkaſſe. Bei . 
alten Juſtizfalartenkaſſen wurde ein Beſtand von 60 88g ea. 
dem Juſtizminſſter beloſſen, um aus den Zinſen Wittwen 
und Watſen verſtorbener Juſtizbeamten zu unterſtützen. Dies 
er Fond iR spater durch Bermächtniſſe erweitert und durch 
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die ihm überwieſene Einnahme aus dim Debt ein elner 
Bücher und Zeitſchriften und aus dem Verkaufe kaſſirter 
Akten vergrößert. Es wurde der Wunſch ausgeſprochen, 
das Juſtizminſterium möchte in einem neu zu entwerfenden 
Reglement die Grundſätze niederlegen, nach denen die un⸗ 
terſtüzungen künftig bewilligt werden ſollten. Das Aktiv: 
Kapital von 10,400 Rthl. aus der General⸗Staatskaſſe folle 
der Juſtiz⸗Ofſizianten⸗Wittwenkaſſe möglichſt bald wieder 
erſtattet werden. Zum Schluß wurde noch darauf auſmerk⸗ 
ſam gemacht, daß mit der Uebernahme der Patrimonialrich⸗ 
ter in den unmittelbaren Staatsdienſt Viele in ihrem bis⸗ 
herigen Einkommen Verluſte erlitten, und die Centralkom⸗ 
miſſion erkannte deshalb als billig an, wenn zur Schadlos⸗ 
haltung pro 1850 eine Summe von 18,000 Rthlr. vom 
Juſtizminiſterium hierfür ausgeſetzt würde. 

Es ward ferner empfohlen bei der dauernden Steigerung 
in den Ausgaben für die Juſtiz⸗ Verwaltung Bedacht zu 
nehmen, durch eine baldige Verringerung der beſtehenden 
Appellationsgerichte auch wieder eine Koſtenerſparniß herbei⸗ 
zuführen. C. C. 

Aus Hinterpommern, 19. Nov. [Renitente 
Bauern. Aufforderung an zwei Abgeord⸗ 
nete, ihr Mandat niederzulegen.] Im Kreiſe 
von Ppritz ſind von den Bauern die Beiträge zum 
Chauſſeebau nach Stettin verweigert worden, weshalb 
die Regierung ein Kommando Soldaten hinbeordert 
hat. Jene Bauern erklären einſtimmig, daß ſie nicht 
den geringſten Nutzen von der Chauſſee hätten, des⸗ 
halb auch nicht gehalten ſein könnten, dazu etwas zu 
zahlen. — Die Stadtverordneten-Verſammlung von 
Köslin beſchloß, ein Geſuch an den Polizei⸗Direktor 
Braun zu richten, daß derſelbe fein Mandat als Ab: 
geordneter niederlegen und heimkehren möge. — Ein 
Gleiches beabſichtigt Treptow a. d. R. mit ihrem 
Abgeordneten, dem Juſtizrath Eiſner, zu machen. 

(Königsb. 3.) 

+ Poſen, 25. November. [Die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer.] Die Frage hinſichtlich der Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer iſt in 
dieſen Tagen, wo in der Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung über dieſelbe diskutirt wurde, ein Gegen⸗ 
ſtand der Aufregung geworden. Als vor einigen Jah⸗ 
ren dieſe Frage das erſte Mal in den Stadtbehörden 
auftauchte, war nur eine Stimme zu Guſten der 
Aufhebung — man ſchwärmte aus lauter Humanität, 
die Theorie erfchien gar zu prächtig und die Schichten 
der Proletarier mußten aus Grundſätzen der Moral 
und der chriſtlichen Religion in ihren gerechten Forde⸗ 
rungen berückſichtigt werden. Es war damals die Op⸗ 
poſition gefährlich, mindeſtens galt man für einen ge⸗ 
fählloſen, unbarmherzigen Egoiſten, dem nichts N 


iſt. Später fanden ſich hin und wieder Stimmen, die] 


die Sache arithmetifh fo klar beleuchteten, daß die 
ruhigern Philantropen nachdenkend wurden, und die 
Sache für den Proletarſer wenig oder gar nicht güns 
ſtiger fanden, und nur für Müller, Bäcker und Flei⸗ 
ſcher von Werth. Endlich ſchnitt die Philantropie des 
Staats gewaltſam den fraglichen Knoten entzwei und 
das Reſultat war — der Proletarier, der bei uns viel 
Roggenbrot, dagegen wenig Weizenbrot und Fleiſch konſu⸗ 
mirt, gewann gar nichts — dagegen mußten die anderen 
Stände das durch Aufhebung dieſer Steuer entſtandene 
Defieit tüchtig büßen — zugleich kamen auch aus vie 
len Städten und verſchiedenen Provinzen Preußens, 


welche geeilt hatten, ihre Humanität zu bethätigen und 


— wie die Mode heiſchte, recht populär zu werden — 
Reklamatlonen, dieſe Steuer, welche den Armen durch 
ihre Aufhebung nichts hilft und die Kommunen ver⸗ 
armen macht, wieder einzuführen, da überdem trotz 
alles Theorienſtreſtes, doch den indirekten Steuern der 
Vortheil immer bleiben wird, daß ihre Zahlung die am 
wenigſten laͤſtige unmerklichſte iſt. Indeſſen iſt im Laufe 
der Zeit bei allen Zeitfragen ein wichtiger Faktor ent- 
ſtanden, die Politik, und jede Frage, mag ſie der Po⸗ 
litik noch fo fern liegen, erhalt ihre Färbung. Die 
zwei Lager der Konſervativen und Demokraten ſind in 
fo vollſtändiger Oppoſition, daß das, was dem einen 
ſchneeweiß erſcheint, der andere rabenſchwarz nennt. 
Ganz natütlich mußte auch die Frage über die Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer, die nicht ſo ausgemacht klar da 
liegt, und in der viel pro und contra debattirt wer: 
den kann, eine ſehr fleittige werden, und da fie in das 
Gebiet der Humanität gezogen werden kann, fo er⸗ 
ſcheint ſie als ein gefährlſches Moment, indem nichts 
leichter iſt, als beim Proletariat Popularität zu gewin⸗ 
nen, wenn man dieſer Maſſe ohne Urtheil, glänzende 
Vortheile von einer ſtaatlichen Einrichtung vorgaukelt, 
und das Anathema auf die Oppoſition als mitlelds⸗ 
loſe Egoiſten herbeiführt. Wie ſehr iſt es in unſerer 
aufgeregten Zeit zu wünfchen, daß dieſe politiſche Feind⸗ 
ſchaft endlich einmal dem ruhigen unpartelifchen Ver⸗ 
ſtande weſchen und der fo Häufig mangelnde Civll⸗ 
muth, namentlich bei Behörden, nie ſich einſchüchtern 
laſſen möchte. 

Miünfter, 24. Nov. Sicherm Vernehmen nach 
werden in den nächſten Tagen die hochwürdigſten 
Herten Biſchöfe von Köln und Trier mit den Suffra⸗ 
ganbiſchöfen von Münſter und Paderborn zu einer 
Konferenz über die Kirchen⸗ und Schul⸗ Angelegenheit 
bier zuſammentteten. Der Biſchof von Paderborn ift 
bereits hier. (Weſtf. Merk.) 

Deutſchlan d. 


ft Dresden, 26. Mai. [Eröffnung des zur x 


tags.] Heute Mittag 1 Uhr wurde im ngefa 


der zweiten Kammer im Landhauſe der Landtag 
mit großen Feierlichkeiten durch den König eröff⸗ 
net. Zu beiden Seiten des Thrones ſtanden die Prin⸗ 
zen Johann und der eben erſt aus Prag zurückge⸗ 
kehrte Prinz Albert. Die Miniſter erſchienen in ſehr 
glänzenden Galla⸗Uniformen eigener Erfindung, die 
Herren v. Beuſt, Tſchinsky und Rabenhoerſt 
überdies mit dem breiten grünweißen Bande des Ci⸗ 
vilverdienſtordens geſchmückt. Der Empfang des Kö⸗ 
nigs in der Kammer war nur lau; auch bei feiner 
Fahrt durch die Straßen waren keine Menſchen zu 
ſehen. Der König verlas mit vieler Anſtrengung fol⸗ 
gende Thronrede: ur: 

Meine Herren Abgeordneten! In ernſter 
Zeit, nach unheilvollen, erſchütternden Ereigniffen 
ſehe Ich Sie um Mich verfammele Mir, der 
Ich eine lange Reihe von Jahren hindurch Mei⸗ 
nen höchſten Stolz in dem bewährten Sinne Mel⸗ 
nes Volkes für Recht und Geſetz gefunden hatte, 
Mir war die bittere Erfahrung vorbehalten, Auf⸗ 
ruhr und Empörung gegen die Verfaſſung des 
Landes entfeſſelt und meine Hauptſtadt allen 
Gräueln des blutigen Aufſtandes preisgegeben zu 
ſehen. Er wurde beſiegt durch die hingebende 
Treue und aufopfernde Tapferkeit Meiner und 
der mit ihnen kämpfenden preußiſchen Truppen; 
ihnen dankt das Vaterland ſeine Rettung von 
größerem Unglücke. Meinem Herzen aber haben 
die Ereigniſſe jener Tage tiefe unheildare Wun⸗ 
den geſchlagen. Dennoch habe Ich nicht gewankt 
in der Liebe zu Meinem Volke, nicht nachgelafs 
ſen in Meinen Beſtrebungen für deſſen Glück 
und Wohlfahrt. 

War gleich das Panier der deutſchen Einhelt 
durch Diejenigen entweiht worden, welche es zum 
Schutze verbrecheriſchen Beginnens aufzupflanzen 
verſucht hatten, fo erkannte ich es doch als den 
Beruf Meiner Regierung, daſſelde nicht ſinken zu 
laſſen. Daher zögerte Ich nicht, einer Einigung 
der deutſchen Regierungen Mich anzuſchließen, 
welche der deutſchen Nation eine gemeinſame, den 
Forderungen der Zeit genügende Verfaſſung vers 
hieß. Dieſem erhabenen Ziele werde Ich auch 
ferner Meine Kräfte weihen. Allein meine Auf 
gabe werde Ich nur dann als gelöſt betrachten, 
wenn Mir dafür Bürgſchaft gegeben iſt, daß das 
. deſſen Achtung allein dem neuen Werkt 
ſeine Dauer ſichern kann, unverletzt blieb, daß un⸗ 
fer deutſches Vaterland einig und ſtark, nicht zer⸗ 
riſſen und geſchwächt aus feiner Neugeſtal⸗ 
tung hervorgehe, und daß unſer theures Sachſen 
für die Opfer, die es ſo gern um dieſen Preis 
darbringen will, den ihm gebührenden Platz in 
einem deutſchen und keinem andern 
Reiche finde. ) a 

Unſere Beziehungen zum Auslande ſind nir⸗ 
gens geſtört worden. Der Kampf in Schles⸗ 
wig, in dem ein anderer Theil Meiner Trup⸗ 
pen ſo glänzende Beweiſe der Tapferkeit gegeben, 
iſt bereits durch einen Waffenſtillſtand gehemmt; 
hoffen wir ihn bald durch einen ehrenvollen 
Frieden völlig beendet zu ſehen. 

Unſere inneren Angelegenheiten werden Ihre 
ernſte Aufmerkſamkeit, Meine Herren Abgeordne⸗ 
ten, in Anſpruch nehmen. Inſowelt fie durch 
die Geſetzgebung des vorigen Jahres nur provi⸗ 
ſoriſch geordnet ſind, bedürfen ſie dringend einer 
endgültigen Feſtſtellung. Die hierauf dezüglichen 
Geſetzentwürfe werden Ihnen underweilt vorgelegt 
werden. 

Die außerordentlichen WVerhäftniffe der letzten 
Jahre haben nicht unbedeutende Ausfälle 
in den regelmäßigen Einnahmen herbelge⸗ 
führe und auch manchen unnöthigen Aufwand 
gemacht. Die Anſprüche an die Steuerpflichtigen 
müſſen daher zu meinem Bedauern geſteigert 
werden. 

Das Wiederaufblühen unſeres Handels und uns 
ſerer Gewerbe, die wiederkehrende Thätigkeit uns 
ſerer Fabriken — eine ſichere Bürgſchaft des neu 
entſtehenden Vertrauens — beginnen bereits 
Wunden zu heilen, welche dle letzten Jahre am 
Wohlſtande ſo Vieler geſchlagen babe Sie 
werden, verbunden mit dem noch unerſchüt⸗ 
terten Kredite e es möglich machen, die 
unvermeidlichen Laſten zu tragen. 

Oeffentliche Sicherheit und Orenung Schutz 
des Eigenthums und der friedlichen Gewerbe iſt 
die erſte Aufgabe jeder Ran Sie iſt auch 
die der Meinigen, Mech nung wied fie 
zu löſen ſuchen, unerfhlitinn ch, durch feſte Hand⸗ 
babung der Gefege UND gels Beilfamer, unsers 
Zuständen entsprechender Reformen, ihre Stütze 

"(gortfebung in der Beilage) 
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dem Könige mit großem 


Mit zwei Beilagen. 
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* Mittwoch den 28. November 1849. 


Fortſetzung.) 
in der Anerkennung aller Redlichen und in dem 
eigenen Bewußtſein findend. 
Ueber die Maßregeln, welche die Regierung 
theils bereits ergriffen hat, theils ferner beabſich⸗ 


tigt, wird Ihnen der vorſitzende Miniſter nähere 


Mittheilung machen. 

So, Meine Herren, beginnen Sie Ihre Thä⸗ 
tigkeit. Ich rechne feſt auf Ihre redliche Mit⸗ 
wirkung. 
Verhältniſſen den Muth nicht, den wir in dem 
Bewußtſein ſchöpfen, nur das Gute, nur das 
wahre Wohl des Volkes zu erſtreben — und der 
Erfolg unſerer Bemühungen wird nicht ausbleiben. 

Hieran ſchloß ſich ein Vortrag des Staatsminiſters 
Dr. Zſchinsky, aus welchem wir folgende Hauptſtel⸗ 
len mittheilen: 

Die Thätigkeit der Miniſterien ſeit dem Schluſſe des letz⸗ 
ten Landtags hat ſich im Hauptwerke auf die nöthigen Maß⸗ 
regeln zu Wiederbeſtigung der Ordnung und Ruhe im Lande, 
ſo wie auf die umfaſſenden Vorarbeiten für die den Kam⸗ 
mern vorzulegenden zahlreichen Geſetzentwürfe beſchränken 
müſſen. Es iſt daher zu größeren Reformen in einzelnen 
Zweigen der Verwaltung bei der Kürze der Zeit, um die es 
ſich handelt, nur ausnahmsweiſe zu gelangen geweſen. 

Eine Verordnung hat die Ausführung einiger Beſtimmun⸗ 
gen der Grundrechte des deutſchen Volkes geregelt. 
Diefelben machen mehrfache Geſetze nöthig, welche man be⸗ 
reitet, und wird überhaupt den Grundrechten bei Umgeſtal⸗ 
tung der vaterländiſchen Rechtsverhältniſſe die erforderliche 
Rückſichtnahme zuzuwenden fein. — In Folge der Vereins 
barung mit den Kammern ſind das Gefetz wegen Einfüh⸗ 
rung der n rr ee 

{ ndte Geſetze, eines die kaufmänniſchen . 
e das andere über den Schuldarreſt und 
publizirt worden. — e Nie 

ig ſind den Wünſchen der Kammern dur ei⸗ 
se 5 wegen Jagdvergehen entgegengekommen. 
is dringendes Bedürfniß erſcheint die definitive Feſtſtel⸗ 
lung eines Wahlgeſetzes und der durch die Zeitverhält⸗ 
niſſe gebotenen Kbänderungen der Verfaſſungs urkunde. Ebenſo 
nothwendig iſt die vollftändige Gleichſtellung der Rit⸗ 
tergüter mit dem übrigen ländlichen Grundbe⸗ 
fige und die durchgreifende Befreiung des bäuerlichen 
Grundbeſitzes von dem letzten Reſte der Feudallaſten. 
Zu dem Zwecke werden den Kammern baldigſt die nöthigen 
Geſetzentwürfe vorgelegt werden. Auch werden in Folge 
deſſen einige Abänderungen in der Verfaſſung der Gemein⸗ 
den unerwartet der beabſichtigten allgemeinen Reviſion der 


ſungen betreffend, 
den Wechſelprozeß, 


J ; 4 e 
derung zum Beſſern eingetreten. Die rſtellung 
der Keul Ab we a 5 ihre de ee 
Wirkungen auch In unſern 
ir herrſ 
en ſichern n 
lohnende Arbeit. — Auch das Auswanderungsweſen hat die 
Regierung fortwährend im Auge behalten und, ſoweit es 


ohne weſentliche Belaſtung der Staatskaſſe möglich war, 


unterſtützt. Es wird auch in Beim Beziehung ein beſonde⸗ 
9 


en. 
res Dekret an die Kammern ae über die Beſchränkung 


Geſetzvo 
Re. Eu engen und deutſch⸗katholiſchen 


oſſen, die Dispenſationen der Behörden entbehr⸗ 
et Bon beſonderer Wichtigkeit iſt der Entwurf 
eines neuen Schulgeſetzes, welcher den Kammern vorgelegt 
werden wird und die Reformen des geſammten Schulweſens 
umfaßt. Der Mehraufwand für die Staatskaſſe, insbeſon⸗ 
dere durch Verbeſſerung der Lehrergehalte, iſt in dem für 
die laufende Finanzperſode vorzulegenden Budget ſchon be⸗ 
rückſichtigt worden. 

Zur Ausführung des Geſetzes vom 9. November 1848 iſt 
die Armee für jetzt mit Einſchlaß von Kriegsreſerve auf 
25,000 Mann erhöht, die Formirung der Erfüllung des 
aktiven Heeres bis auf 27,000 Mann und der Reſerven da⸗ 
18 ur Zeit beanſtandet worden. — Die Verordnung vom 

5. Juni 1849 hat Vorkehrung getroffen, daß die Ausbildung 
der eingezogenen Dienſtreſerve ohne Zeitverluft und für die 

annſchaft fehbft, wie für die Staatskaſſe, mit wenigſtmög⸗ 
lichen Opfern erfolgen konnte. Dieſe Verordnung wird den 
Kammern noch beſonders vorgelegt werden. — Hat die 
Verſtärkung der Armee eine Erhöhung des Bedarfs zur 

ae gehabt, ſo wird doch das vorzulegende Budget nach⸗ 
weſſen, daß man dabei überall, neben der unvermeidlichen 
Feſtotang des Zweckes, Sparfamteit Hat vorwalten und 
B organiſcher Veränderungen nicht unwichtige frühere 
d reiten Dahn t in Wegfall kommen laſſen. Mit Hülfe 

1 1 fniß ſich Füglichkeit ſich gezeigt, eine als dringendes 
Bedürfn lere oleſene Verbeſſerung der materiellen Lage 
der Unteroffiziere und Soldaten in Antrag zu bringen. 

n Wenge ren Nan verwaltung iR duch uuſ⸗ 
Töfung der fe ® Kammern noch vor Bewilligung des 
von der vorigen en bie vorgelegten Budgets die Noth⸗ 
ber Agel ange g 10 ftehenden direkten und indirek⸗ 
ten Abgaben nach 9 103 ber gsurkunde noch auf 
ein Jahr auszuſchreiben und fortzuerheben. Hat die Re⸗ 

glerung hierbei, im Hinblick auf § 06 der Mi sur: 

Unde den der bereite damals vorgefdlagen Jiu er. 
* der Grund: und der Gewerbe: und Perſonalſte 

abgef vun bi in Folge der Zei rſonalſteuer 
den f 2 ſind gleichwo De tereigniſſe zu 

ch andenüber vorhandenen, © dürfneſſen leider 
” dere und weit größere hinzugetreten: ſo hat die Be: 
ee ohne Eefchütterung des Stantökredits unver⸗ 
be uegaben, neben der fortgeſehten Realiſtrung der 


bereits auf d illigten An 
mächtigun büberen Landtagen benen tar. 
fenbeftände nd 5c theitiweife eee Ae de 


der Grund⸗ und bed de Erhebung der letzten 
kt werden kö der Gewerbe⸗ und 
—5 die frühere Einziehun auf die Forterhebung der 39 
chen Verordnungen werden den an n ai 
nachträglichen Genehmhaltung Vrgelegt weiden Gd b 


Verlieren wir auch unter ſchwierigen 


tär⸗Aushebungsbehörden enthoben. 


aber, zu Deckung der allerdings in ganz außerordentlicher 
Weiſe geſteigerten Staatsbedürfniſſe, nicht blos im laufen⸗ 
den Jahre noch auf Ergänzung der Kaſſenbeſtände einiger 
Bedacht zu nehmen, ſondern auch, ſo lange jene außerordent⸗ 
lichen Bedürfniſſe der Gegenwart fortdauern, eine Erhöhung 
der Abgaben überhaupt nicht zu umgehen ſein. Die Regie⸗ 


auf eine direkte Einkommenſteuer zurückzugehen, hofft 
vielmehr den Zweck in minder bedrückender Weiſe durch ent⸗ 
ſprechende Erhöhung der direkten und indirekten Abgaben, 
ſo weit eine ſolche bei den letztern nicht durch die mit an⸗ 
dern Staaten noch unverändert fortbeſtehenden Verträge be⸗ 
hindert iſt, zu erreichen. Die hierauf bezüglichen Vorlagen 
werden den Kammern mit möglichſter Beſchleunigung zuge⸗ 
hen, und es wird auf dieſem Wege ſicher gelingen, den 


außerordentlichen Anforderungen einer für das Vakerland fo | men, 
verhängnißvollen Zeit, wenn auch nicht ohne Anſtrengung, ſchen Landesverſammlung aus dem Herzogthum Schles⸗ 


doch mit gewohnter vollſtändiger Wah rung des ſächſifchen 
Staatskredits gerecht zu werden. 

Dem Miniſterium der auswärtigen Angelegenhei” 
ten lag es ob, ſeine Aufmerkſamkeit und Thätigkett vor⸗ 
nehmlich der deutſchen Verfaſſungsfrage zuzuwenden. 
Ueber den Gang, den die Regierung in dieſer wichtigen An⸗ 
gelegenheit verfolgt hat, und über den Standpunkt, welche 
dieſelbe gegenwärtig darin behauptet, wird den Kamm ern 
ausführliche Mittheilung durch beſondere Vorlage gemacht 
werden. 


München, 23. Nov. [Tagesbericht.] Heute 
Mittag mit dem zweiten Bahnzuge iſt im öſterrei⸗ 
chiſchen Geſandtſchaftslokal ein Kurier mit Depe⸗ 
ſchen von Frankfurt eingetroffen, deren Inhalt von 
großer Wichtigkeit geweſen ſein muß, weil gegen Abend 
Miniſterrath ſtattfand, und dem der öſterreichiſche Ge⸗ 
ſandte, Graf Thun, beiwohnte, und dieſer noch in 
der Nacht einen Kurier nach Wien abgehen 
ließ. — In Folge einer eingetroffenen Depeſche aus 
Darmſtadt wird der am Hoflager zu Nymphen⸗ 
burg verweilende Großherzog von Heſſen-Darm⸗ 
ſtadt ſchon morgen oder übermorgen dahin zurückkeh⸗ 
ren. — Inhaltlich einer königl. Entſchließung d. d. 
Nymphenburg den 20. d. M., find ſämmtliche Mili⸗ 
tär⸗Verwaltungs⸗Kommiſſionen angewieſen und ſtreng⸗ 
ſtens dafür verantwortlich gemacht worden, daß bis auf 
Weiteres nur die allernothwendigſten Ausga⸗ 
ben, als Gagen und Löhnungen aus den Kaſſen aus⸗ 
gezahlt werden dürfen. Im Falle Dawiderhandelns 
werden die betreffenden Kommiſſions⸗Mitglieder perſön⸗ 
lich zum Erſatz angehalten. — Es wird Ihre Leſer 
wohl nicht wenig amüſiren, wenn ſie erfahren, daß 
der hier erſcheinende ultramontane „Volksbote“ in 
ſeiner heutigen Nummer den baldigen Untergang 
Preußens deshalb prophezeit, weil dieſes das 
Den Parlament in Erfurt zuſammenkommen 
äßt. 


Frankfurt, 20. Novbr. 
und Hannover.] Man ſpricht mit Beſtimmtheit 
von Bedingungen, welche die Könige von Sach ſen, 
Hannover und Baiern zuſammengeſtellt, und darin 
beſtehen, daß die Bundes-Militaircommiffion 
in ihrer alten Form und Einrichtung beſte⸗ 
hen bleibe und der Bundes⸗Commiſſion keine grö⸗ 
ßere Befugniß in militairiſcher Beziehung zuſtehe, als 
dieſer; darauf bezieht ſich wohl die Bedingung in der 
Zuſtimmungs⸗Akte Würtembergs, daß nicht bloß die in 
Art. 6 der Bundes⸗Akte enthaltenen, ſondern alle Ge: 
genſtände des Plenums den Einzelſtaaten zurückfallen. 
Was die im hieſigen Journale angeführten Differen⸗ 
zen zwiſchen Defterreih und Preußen, in Bezug auf 
die Form der Uebergabe der Centralgewalt an die Bun⸗ 
des⸗Kommiſſion betrifft, fo iſt dieſes weniger die Ur⸗ 
ſache der Verzögerung, als die eben angeführte. In 
dieſer Beziehung erzählt man ſich hier, der Reichs ver⸗ 
weſer verlange feine Macht in die Hände der Bevoll⸗ 
mächtigten der Einzelſtaaten niederzulegen, welche letz⸗ 
tere ſolche in die Hände der Bundes⸗Kommiſſion über⸗ 
geben werden. Dieſes ſcheint jedoch deswegen unrich⸗ 
tig, weil der Reichsverweſer in ſeiner Zuſtimmungs⸗ 
Akte erklärte, er wolle die ihm anvertraute Macht in 
die Hände des Kaiſers von Oeſterreich und des Königs 
von Preußen niederlegen, wenn ſämmtliche deutſche 
Regierungen ihre Zuſtimmung dazu gäben. (H. C.) 

Kaſſel, 23. Novbr. (Verſchiedenes.] Heu. e 
iſt der Stände⸗Verſammlung endlich Anzeige von dem 
Beitritt Kurheſſens zu der Convention am 30. Sept. 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen über das Interim 
bis zum Mai l. J. gemacht worden. Gleichzeitig ließ 
die Staatsregierung die Landſtände auffordern, in Be⸗ 
ziehung auf den Beſchluß des deutſchen Verwaltungs⸗ 
raths am 27ſten d. M., den Endtermin der Wahlen 
zum deutſchen Volkshauſe betreffend, das Wahlgeſetz 
5 dieſem Endzweck auf die nächſte Tagesordnung zu 
etzen. 


Aus Mecklenburg, 25. Novbr. [Der miniſte⸗ 
cielle Erlaß.] Das Miniſterium hat durch einen 
Ertaß vom 22. d. M. die renitenten ritterſchaftlichen 
Kloſter⸗Aemter ihrer bisherigen Funktionen als Mili⸗ 


[Sachſen, Baiern 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 


rung hat ſich hierbei nicht veranlaßt finden können, nochmals 


Altona, 24. November, Herr v. Uſedom, der 
preußiſche Friedens = Unterhändler, iſt hier kürzlich 
durchgekommen. 

Aus Kiel wird uns unterm 22. November geſchrie⸗ 
ben: „Dieſen Morgen iſt das 5. ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſche Jägercorps nach Friedrichsort mar⸗ 
ſchirt.“ Wenn wir gleich geneigt ſind, Zweifel in 
dieſe ſo überraſchende wie intereſſante Mittheilung zu 
fegen, fo können wir es in Betracht der Quelle den⸗ 
noch nicht. (O.⸗T.) 

Schleswig, 25. Nov. Wie wir ſo eben verneh⸗ 
iſt an die Abgeordneten der ſchleswig⸗holſteini⸗ 


wig folgendes Schreiben von der Landesverwaltung er⸗ 
laſſen: „Unter den in öffentlichen Blättern als anwe⸗ 
ſenden Mitgliedern der in dieſem Monat zuſammenge⸗ 
tretenen Landesverſammlung in Kiel genannten Ab⸗ 
geordneten befindet ſich auch der Name des Herrn N. N. 
Mit Rückſicht hierauf haben Sie der Landesverwaltung 


für das Herzogthum förderſamſt darüber zu berichten, 


ob Sie ſich an der obigen Zuſammenkunft der Lan⸗ 
desverfammlung in Kiel als Abgeordneter betheiligt ha⸗ 
ben. Falls eine ſolche Betheiligung ſtattgefunden ha⸗ 
ben ſollte, wird zugleich, unter Hinweiſung auf die 
Bekanntmachung vom 25. Aug. d. J., betreffend den 
Antritt der Landesverwaltung für das Herzogthum 
Schleswig und die Bekanntmachung vom 17. Septb. 
d. J., wodurch mehrere ſeit dem 17. März 1848 er⸗ 
laſſenen Geſetze und Anordnungen, namentlich auch 
das Staatsgrundgeſetz für die Herzogthümer Schles⸗ 
wig⸗Holſtein vom 15. September 1848 für das Her: 
zogthum Schleswig außer Kraft geſetzt ſind, dem Hrn. 
N. N. aufgegeben, Sich verantwortlich hierüber zu 
erklären. Flensburg, den 23. November 1849. Die 
Landesverwaltung für das Herzogthum Schleswig. 
Tilliſch. B. Graf zu Eulenburg. An den Herrn 


Ne N. in SE 4 
Flensburg, 24. November. Nach einem Schrei⸗ 
ben von beſter Hand aus Berlin hat die preußiſche 
Regierung der däniſchen erklärt, daß ſie ſich wegen 
des zu verhandelnden Friedensſchluſſes durchaus 
auch mit der Statthalterſchaft der Herzogthü⸗ 
mek Schleswig⸗Holſtein in Correſpondenz ſetzen 
müſſe, widrigenfalls die preußiſchen Truppen 
nächſten Monat zurückgezogen, die Friedensun⸗ 
terhandlungen von Seiten Preußens abgebro⸗ 
chen würden und Dänemark es dann direkt 
mit den Herzogthümern zu thun haben würde. 
Bis zum 1. Dezember ſoll auf Alſen Alles 
in Kriegszuſtand geſetzt werden, Sonderburg 
wird ganz verpalliſadirt, die Schanzen werden 
armirt, und für 10,000 Mann iſt Quartier 
beſtellt, fo u. A. auf dem Gute Nönhof für 
260 Mann. Das däniſche Militär iſt aber 


muthlos. 5 
Oeſterrei ch. 

8 Wien, 25. Novbr. [Die deutſche Frage. 
Eine Regimentstochter. Die Donau⸗Dampf⸗ 
ſchiffahrts-Geſellſchaft. Die Artillerie aus 
Raſtatt.] Was man gleich Anfangs in Betreff der 
Reiſe des Kaiferd nach Prag und Linz vermuthete, hat 
ſich nun wirklich beſtätigt; während Viele von der 
Meinung befangen waren, als gelte die Fahrt des 
Monarchen den innern Zuſtänden, wieſen Andere 
bereits deutlich auf den diplomatiſchen Zweck der⸗ 
ſelben hin und behaupteten, daß der Ausflug mit der 
deutſchen Angelegenheit in Verbindung ſtehe. Der 


Prinz von Sachſen fand ſich demgemäß ſchon ei⸗ 


nen Tag vor der Ankunft Sr. Majeftät in Prag ein, 
und in Linz trifft der Kaiſer, wie man ſagt, mit den 
Königen von Würtemberg und Baiern zuſam⸗ 
men. Es ſcheinen ſonach feſte Verabredungen getrof⸗ 
fen zu werden, und es dürfte demnach bei dem konſe⸗ 
quenten Vorſchreiten der preußiſchen Krone die endliche 
Entſcheidung der deutſchen Frage vor der Thür ſtehen, 
wenn nicht europäiſche Konflikte hinzutreten. — Die 
Verlängerung des Privilegiums der Don au⸗Dampf⸗ 
ſchiffahrts⸗Gefellſchaft bis zum Jahre 1880 hat 
die allgemeine Aufmerkſamkeit neuerlich auf die mon⸗ 
ſtruöſen Vorthelle dieſes Actienvereins gelenkt, der das 
Publikum förmlich brandſchatzt; die Fahrt nach Linz 
koſtet eben ſo viel, als die Reiſe von Mainz nach 
Rotterdam, und nach der Bezwingung von Komorn 
durfte die Direktion die Dreiſtigkeit haben, die 
Frachtpreiſe nach Ungarn ſofort um 28 Prozent zu er⸗ 
höhen, wohl wiſſend, daß eine Menge Laſtwaaren in 
allen Uferſtädten aufgehäuft lagen, welche nothwendig 
auf das Eiligſte nach Peſth geſchafft werden mußten, 
um nicht Hunderte von abgefchloffenen Kaufverträgen 
mit dem größten Geldverluſt rückgängig werden zu laſ⸗ 
fen. Plötzlich hat man gefunden, daß das Privilegium 
der Geſellſchaft derſelben keineswegs eine monopoliſliſche 
Ausdeutung der Donau zuſichert, ſondern die Beſug⸗ 


niß derſelben nur dahin lautet, 


dieſen Strom mit 
Dampfbooten beſtimmter Konſtruktion ausſchließlich bes | 


= 0 
thümlichkeiten getroſt den ſtillen Kräften des Herzens 
anheimſtellen müſſe. Mit dieſem ſentimentalen Kultus 


fahren zu dürfen, was mithin die Konkurrenz anderer find jedoch die Slaven in Oeſterreich nicht zufrieden, 


Schifffahrts Geſellſchaften keineswegs ausſchließt, 
dieſe nur Fahrzeuge in Anwendung bringen, 
eine augenſcheinlich anderartige Bauart befigen. Das 
Privilegium des erwähnten Actienvereins iſt ein bloßes 
Eerſindungspatent und erſtreckt ſich lediglich auf die 
Schiffe, nicht aber auf den Strom, was wir allen 
unternehmungsluſtigen Kapitaliſten Deutſchlands ins 
Gedächtniß rufen möchten, damit ſich Niemand ad⸗ 
ſchrecken laſſe, ſich in den ungeheuern Gewinn der 
Donau ⸗ Schifffahrt zu theilen und hierdurch zugleich 
Oeſterreich von dem Joche eines faktiſchen Monopols 
zu befreien, das das merkantile und gewerbliche Leben 
der Donau⸗ Provinzen nicht weniger drückt, als einſt 
Metternichs Regiment das politiſche Leben. Ein 
hübſches Wiener Mädchen, Anna Pſchik, iſt gegen⸗ 
wärtig die Löwin des Tages; fie war ihrem Geliebten, 
einem Korporal des Grenadier⸗Bataillons Müller, in 
den Krieg nach Ungarn gefolgt und zeichnete ſich ſtets 
durch ihre zärtliche Sorgfalt für das leibliche Wohl 
dieſes Truppenkörpers aus. In der Schlacht bei 
Szered an der Waag, wo die Magyaren nach heißem 
Kampf wieder über den Fluß zurückgeworfen wurden, 
war ſie vollends der rettende Engel der Soldaten, de⸗ 
ren ſieben ſie im heftigſten Kugelregen aus dem Ge⸗ 
fecht auf den weit entlegenen Verbandplatz auf dem 
Rücken zurücktrug, worunter zwei Kanoniere und einen 
Küraſſier. Dafür ließ ihr Baron Haynau ein Geld⸗ 
geſchenk von 50 Fl. C.⸗M. zuſtellen und ertheilte ihr 
die erbetene Heirathsbewilligung, indeß der hier erſchei⸗ 
nende „Soldatenfreund“ Beiträge zu der Ausſteuer der 
ſchmucken Regimentstochter ſammelt. — Jene Artil⸗ 
leriemannſchaft, die im Mai d. J. in Raſtatt 
in Garniſon lag und allen Verſuchungen zum Treu⸗ 
bruch ſtandhaft widerſtand, ſoll demnächſt zur Beloh⸗ 
nung ihrer muthigen Treue abermals dahin aufbrechen, 
um dort wieder die Garniſon zu beziehen. Wir zwei⸗ 
feln ſehr daran, ob dieſe Art von Auszeichnung juſt 
diejenige fein dürfte, welche dem Gefhmad der Artil⸗ 
leriſten am meiſten zuſagt, da ihre Stellung in der 
Reichsfeſtung jedenfalls eine ſchiefe bleiben wird. — 
Der geiſtvolle Ingenicurhauptmann Möring, vordem 
Mitglied des Frankfurter Parlaments und als frei⸗ 
müthiger Schriftſteller in vormärzlicher Zeit unter dem 
Namen Cameo wohlbekannt, iſt zum Major befördert 
worden. . ar i 5541 
+ Prag, 23. Nov. [Die Abreiſe des Kai⸗ 
fers. — Zuſtände in Böhmen.] Heut früh um 
4½ Uhr langte Prinz Albiert von Sachſen von 
Dresden hier an, und gleich darauf ſtattete ihm der 
Kaiſer einen Beſuch ab, wonach Se. Majeſtät ſofort 
Prag verließ. — Zwei Bataillone vom Regiment Wel⸗ 
den und eine Abtheilung Ulanen find heut nach Ko: 
motau und Kaaden abmarſchirt. — Die Erwartungen 
der Bevölkerung wegen Aufhebung des Ausnahmszu⸗ 
ſtandes bei Gelegenheit des kaiſerlichen Beſuches ſind 
nicht erfüllt worden und die Erwiderung des Mini⸗ 
ſters Bach auf die Vorſtellungen der Redakteure 
Klutſchek, Makowiczka und Havliczek in Betreff des 
Rechtszuſtandes der Preſſe iſt nichts weniger als tröſt⸗ 
lich geweſen. Unter ſolchen Umſtänden darf es nicht 
befremden, wenn der Geiſt des Mißtrauens unheimlich 
im Volke umherſchleicht und trübe Gerüchte allenthal⸗ 
ben dem Boden entſteigen; auch die Zuſammenziehung 
des mobilen Korps, das offenbar für gewiſſe Eventuas 
täten in Sachſen gerichtet iſt, wird nunmehr dahin 
ausgedeutet, daß dieſe Streitkräfte zu einer durchgrei⸗ 
fenden und allgemeinen Entwaffnung der böhmiſchen 
ationalgarde beſtimmt ſeien, weshalb auch ſchon viele 
beſorgte Bürgerwehrmänner ihre Gewehre, die meiſtens 
ihr Eigenthum ſind, bei Zeiten in Sicherheit bringen, 
indem fie dieſelben in Wäldern oder Gärten verſchar⸗ 
ren. — Eine tiefe Verbiſſenheit muß bei allen Klaſſen 
in Böhmen, welche die czechiſche Intelligenz repräſen⸗ 
tiren, die Art und Weiſe erzeugen, wie ſich die Sta: 
ven bei ihren wohlberechneten Anſtrengungen für Er⸗ 
haltung des Einheitsſtaates, von der dynaſtiſchen Po⸗ 
litik hintergangen ſehen. Bekanntlich haben die Sla⸗ 
ven Wien erobert und Ungarn bezwungen, denn auch 
die Ruſſen waren eine flavifhe Hülfe, wobei der 


Slavismus von der Hoffnung beſeelt war, durch Be: | f 


wachung des deutſchen und magpariſchen Elements dem 
numeriſch am zahlreichſten vertretenen ſlaviſchen Ele⸗ 
ment zur Herrſchaft im centraliſirten Oeſterreich zu 
verhelfen. Nun aber ſieht der Slavismus ſich überall 
vom Deutſchthum überflägelt, in Böhmen, bei den 
Südſtaven, in Galizien und in Ungarn wird 
der deutſche Beamte unbedingt vorgezogen, wahrend 
den Slaven von der ſtolz verkündeten Gleichberechti⸗ 
gung aller Nationen nichts bleibt, als ein ärmliches 
linguiſtiſches Spielzeug mit einigen neukreirten Lehr: 
kanzeln. Graf Thun, wer einzige Slave im Mini: 
ſterium, hat in feinem Buche: „Betrachtungen über 
die Zeitverhältniſſe offen mit der Nationalpartei ge⸗ 
brochen und die unumwundene Erklärung gegeben, daß 
er die Nationalität nicht als ein Objekt der Staats⸗ 
politik betrachte, die ſich nur des geographiſchen In⸗ 
halts zu bemächtigen habe und die Stamme seigen⸗ 


| fondern fie wollen dem Inhalt ihres nationalen Da⸗ 
welche 


ſeins auch eine äußere ſtaatliche Geltung verſchaffen, 
eine Tendenz, die, weil ſie naturberechtigt iſt, den 
Kaiſerſtaat über kurz oder lang in neue gefährliche 
Krifen ſtürzen wird. — Der Erzbiſchof von Olmütz 
hat den Kaplan Grolich, der im abgewichenen Jahr 
den Prieſterrock von ſich warf und Soldat geworden 
iſt, aufgefordert, jetzt nach erkämpftem Frieden auf 
ſeinen Poſten zurückzukehren, widrigenfalls er am 
1. Dezember d. J. feierlich exkommunizirt werden 
würde. 

L. Krakau, 24. November. [Die Provinzial⸗ 
landtage mögen ſchleunigſt berufen werden.] 
Mit einer eigenthümlichen Angſt ſieht man nun der 
endlichen Berufung der Provinziallandtage, den 
Vorlaufern des allgemeinen Reichstages, entgegen. 
Hier ſoll die Frage, wird Oeſterreich ein Födera⸗ 
tivſtaat, oder wird die Centraliſation die vor⸗ 
herrſchende Idee des Kaiſerreiches, zur definitiven 
Entſcheidung kommen. Die Fragen der Nationali⸗ 
täten und der Selbſtſtändigkeit der Kronländer 
werden mit neuer Heftigkeit den bloß aufgeſcho⸗ 
benen Kampf beginnen. Undemerkbar wird man 
die von der Reichsverfaſſung gezogene Grenze über⸗ 
ſchreiten und nicht nur durch die Annahme von Pro⸗ 
vinzialverordnungen elne das erlaubte Maß überſchrei⸗ 
tende Autonomie der einzelnen Kronländer gegenüber 
dem Geſammtſtaate durchführen, ſondern auch durch 
die Wahlen für den Reichstag dieſe Rivalität in die 
Kammern bringen und den unſeligen Kampf, wie er 
auf dem Wiener und theilweiſe auf dem Kremſirer 
Reichstage gefochten wurde, auf's Neue heraufbeſchwö⸗ 
ren. Dieſe Furcht iſt es, welche ſich der um das 
Wohl Oeſterreichs innig beſorgten Gemüther nicht 
ohne Grund bemächtigt und dieſelben um ſo mehr in 
der Schwebe erhält, als ſich nicht gut abſehen läßt, 
wie dieſen zu erwartenden Uebeln vorgebeugt werden 
kann. In ſo weit wir hier unſere muthmaßliche An⸗ 
ſicht auszuſprechen uns erlauben, könnte man theil⸗ 
weiſe wenigſtens, glauben wir, dieſen erbitterten Na⸗ 
tionalitäten⸗ und Selbſtſtändigkeitskampf durch die 
ſchleunigſte Berufung der Provinziallandtage ver⸗ 
hindern. Noch iſt die Erinnerung der durchlebten 
traurigen Jahre nicht verwiſcht, noch iſt die Neigung 
zur Ruhe und gefeglihen Ordnung vorherrſchend. 
Man kann alfo jest darauf rechnen, daß die Wahlen 
zu den Landtagen auf Perſonen fallen werden, die zu 
bedeutenden Konzeſſionen willig, ihre Partikularinter⸗ 
eſſen gern zum Theil den Vortheilen der Geſammtheit 
zum Opfer zu bringen ſich bereit finden laſſen, durch 
ihre gemäßigte Richtung auf die Stimmung des Lan⸗ 
des influenziren, der jetzt noch ſchwachen Oppoſition 
mit Erfolg widerſtehen und von ſolchen Geſinnungen 
diktirte Reichstagswahlen durchzuſetzen im Stande fein 
werden. \ a 

O Aus Galizien, 25. November. [Ruſſen. — 
Germaniſiren.] Aus Lemberg wird uns mitgetheilt, 
daß nun die ruſſiſchen Märſche beendet ſcheinen, zur 
großen Trauer der jübifhen Trödler und Kauf: 
leute, welche die Beute der tuſſiſchen Soldaten, 
welche doch ſehr bedeutend und werthvoll geweſen ſein 
muß, mit großem Gewinn an ſich brachten. Ein Ruſſe 
3. B. fordtrte 30 Gulden für einen Ring, der Jude 
hielt 20 Gulden hin, zufällig geht einer unſerer Gold⸗ 
arbeiter vorbei und hört den Handel, giebt 200 Gut: 
den und hat doch auch gut gekauft. Der Haß zwi⸗ 
ſchen Oeſterreichern und Ruffen ift gegenfeitig dahin 
gediehen, daß ſie ſich häufig die gewöhnlichen Honneurs 
verweigern. — Die Klage über Germaniſiren 
iſt nirgend begründeter als in Galizien, aber wir tra⸗ 
gen ſelbſt ſehr die Schuld. Ordnungsliebe, Wirthlich⸗ 
keit und Ausdauer mangeln den Slaven, mit Aus⸗ 
nahme des Ruſſen. Eine unferer ſchöͤnſten Herrſchaf⸗ 
ten, die Stadt Tlumacz im Stanislawower Kreiſe 
mit mehreren Dörfern, dem trefflichſten Weizenboden 
und vlelleicht der koloſſalſten Zuckerraffinerie in der 
Welt, dem Grafen Dzieduszyceki gehörig, iſt vor 
einigen Tagen subhasta in die Hände eines Juden — 
Horawitz, wle man meint wohl mit Rothſchild⸗ 
chem Gelde, übergegangen. Die Taxe dellef ſich 
auf 2,500,000 rheiniſche Gulden, gekauft ift die Herr: 
ſchaft für den Spottpreis von 1,200,000 Gulden. Na⸗ 
türlich bedürfen dieſe vernachläffigten Güter, nament⸗ 
lich die Raffinerie eine große Menge ordnungslieben⸗ 
der, thätiger, zuverläſſiger Arbeiter, welche der jüdiſche 
Käufer ſich nur im deutſchen Oeſterreich ſuchen wird. 
Aus dem Lektionsplan der juriftifhen Fakultät er 
ſieht man, daß ohne Ausnahme alle Profeſſoren 
Deutſche ſind. 


* Breslau, 27. November. Die neueſte Wiener 
Poſt iſt ausgeblieben. 3 


Frankreich. 
>< Paris, 24. Novbr. [Die Duelle Pierre 
Bonaparte 3. — Natlonal⸗Verſammlung. 
— Die türkiſche Angelegenheit. — Aus Tu⸗ 


rin und Rom.] Die Duelle Pierre Bonapartes 
ſind es, die heute ganz Paris beſchäftigen. Alle An⸗ 
ſtrengungen der Polizei, um die Rencontres dieſes wil⸗ 
den Repräſentanten zu verhindern, waren vergebens. 
Wie ich bereits gemeldet, hatte Pierre Bonaparte an 
mehrere Redakteure Herausforderungen geſchickt; heute 
fand nun das eine Duell mit Hrn. v. Rovigo, dem 
Redakteur des „Corſaire“ ſtatt. Die Duellanten hats 
ten ſich mit ihren Zeugen nach dem Boulogner Wäld⸗ 
chen begeben, wo fie jedoch Municipal⸗Beamten an⸗ 
trafen, die ſich dem Duell widerſetzten. Die Herren 
fuhren hierauf nach dem Verſailler Park, wo der 
Zweikampf ohne Hinderniß vor ſich ging. Es war 
das Uebereinkommen getroffen worden, das Duell mit 


dem Söbel zu beginnen. und es nach der erſten Ver⸗ 


wundung mit dem Degen fortzuſetzen. Bei dem zwei⸗ 
ten Gange erhielt P. Bonaparte einen leichten Hieb 
an der linken Btuſtſeite, und Rovigo ließ ſogleich den 
Säbel fallen; die Zeugen des Erſteren wollen die 
Fortſetzung des Kampfes mit dem Säbel, die des Letz⸗ 
teren beſtanden darauf, daß nunmehr mit dem Degen 
gefochten werde; Bonaparte ſchlug vor, die Fortſetzung 
mit der Piſtole zu machen, die Zeugen Rovigos lehn⸗ 
ten es aber ab. — Kurz darauf ſollte auch das Duell 
zwiſchen Bonaparte und Lavalette ſtattfinden; wenig⸗ 
ſtens haben ſich die Zeugen des Letzteren nach dem 
Verſailler Park begeben, um die Sache abzumachen. 
Ob es aber auch wirklich ſtattgefunden hat, habe ich 
nicht mehr erfahren können. — Lucien und Antoine 
Bonaparte, die Brüder Pierre's, haben gegen 4 Uhr 
die National⸗Verſammlung verlaſſen, um den Verſuch 
zu machen, dieſe mörderiſchen Zweikämpfe einzuhalten. 
Der Eindruck dieſer Ereigniffe iſt ein ſehr trüber. 
Von dem Elyſce dis zu den Vorſtädten beklagt man 
dieſe Kampfmanier der Volksvertreter. Und in der 


That ſind das leider die Symptome des Bürgerkrie⸗ 


ges. Wenn die Einzelnen ſo ſehr aus ihren Grenzen 
heraustreten und ſich wie die wilden Thiere von Blut⸗ 
durſt fortreißen laſſen, ſo iſt die Stunde auch nahe, 
wo die Parteien auf einander losſtürzen wollen. Hof⸗ 
fentlich wird die Behörde endlich interveniren und 
Maßregeln treffen, daß die Männer, welche die Geſetze 
geben und den Frieden der Länder begründen ſollen, 
keine fo verderbliche Beiſpiele von ihren parlamen⸗ 
tariſchen Poſition geben. — In der heutigen Sitzung 
der Nationalverſammlung kam eine Petition zur Be⸗ 


rathung, welche die Wiederherſtellung der Statue des 


s v. 8 Ho s Louvre beantragte. 
e ung a er Komik 
fion an, welche das Bedauern ausdrückte, aus Grün⸗ 
den der höheren Politik die Tagesordnung vorſchlagen 
zu muͤſſen. — Es wird wiederum viel von der ruſ⸗ 
ſiſch⸗türkiſchen Angelegenheit geſprochen. Die engli⸗ 
ſche Flotte iſt in den Dardanellen, die franzöſiſche in 
Smyrna, und das ruſſiſche Gouvernement hat den 
Kabinetten von London und Paris eine Note zukom⸗ 


men laſſen, die ſehr trocken fein ſoll. Ueber den Inhalt , 


derſelben verlautet nichts Beſtimmtes. — Nachrichten 
aus Turin vom 20. laſſen veemuthen, daß die Auf⸗ 
löſung der Kammer unterbleiben und eine Ausgleſchung 
zwiſchen Regierung und Kammer zu Stande kommen 
werde. Wie es ſcheint, fürchtet die äußerſte Linke die 
neuen Wahlen, und iſt bereit, um die Auflöſung zu 
verhindern, den Friedenstraktat zu ſanktionſren. Ueber 
das Motiv der Kammervertagung enthält die piemon⸗ 
teſiſche offizielle Zeitung Folgendes: „Auf den Vor⸗ 
trag des Miniſterraths hat der König die Kammern 
vertagt. Es war dies die unvermeidliche Konſequenz 
des Votums, durch welches die Deputirtenkammer be⸗ 
ſchloſſen hat, die Diskuſſion über den Friedenstraktat 
zu ſuspendiren, bis die Regierung eine Geſetzesvorlage 
über die Emigration eingebracht haben werde. — An⸗ 
geſichts eines ſolchen Votums mußte das Minifterium 
in Erwägung ziehen, daß die Weſenhelt der Regierung 
darin beſteht, daß die drei Gewalten immer freie Ab⸗ 
ſtimmungen behalten; dieſe Freiheit und Unabhängig: 
keit ſchien ihm aber durch dies erwähnte Votum ge⸗ 
ſtött. Es hat ſich daher zur Vertagung des Parla⸗ 
ments entſchließen müſſen, um auf Mittel zu denken, 
das Land aus dieſer ſchwierigen Poſition zu ziehen, 


ohne daß das konſtitutionelle Syſtem irgendwie in. 


Frage geſtellt werde.“ — Die Nachrichten ans Ro 
ſind immer noch widerſprechend. Bald heißt er 
Papſt werde ſchon am 26. d. M., bald, er werde erſt 
am 1. Januar des nächſten Jahres zurl hren. 


Sohales und Provinziells. 


. Polizei, Nacht. 
Am 24. d. wurde in der Natthlaeſtraße der Dienſt⸗ 
knecht Karl Schubert mi eines Kärrnerwagens übers 
fahren und fo jr verletzt, daß er nach dem Hofpis 
tal Allerheiligen gebracht werden mußte. Dem An 
ſchein nach haben. beide, ſowohl der Knecht als der 
Kärener, gleiche Schuld an den den erſteren betroffenen 


Venen en. 
Am 24. d. wurden aus einem in einem Entree des 


4 Breslan, 27. Nove 


Haufes Nr. 76 in det Frledrich⸗Wuhelm⸗Straße ur 


W unverſchloſſenen Schube ſechs füberne Eß⸗ 


dergleichen Theelöffel, fieben dergleichen Gas 
Ban e dergleichen Suppenkelle geftohlen, 


Am 25. d. wurde aus einem mittelſt Nachſchlüſſel 
zur Keller in Nr. Ab in der iche 5 
kupferner Waſchkeſſel entwendet. 
Seit dem 25. d. iſt die obere Oder von den 
Brücken au bis an die Gräupnergaſſe mit Eis 
bedeckt. a 


. lin) Ga 
s Breslau, 27. Novbr. [Konftitutionelle Ref 
fource.] Herr Elementarlehret Stephan lieferte eine 
ſehr umfangreiche Abhandlung über die Schulfrage mit Bes 
zug auf die betreffenden Paragraphen der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung. Der Vortrag zerfiel in 4 Abſchnitte, von denen 
der erſte den Sat erläuterte: Die Wiſſenſchaft und 
ihre Lehre iſt frei. Dieſe Freiheit, welche die Welt der 
Gedanken für ſich in Anſpruch nimmt, könne nur in fo weit 
berechtigt erſcheinen, ais fie dem allgemeinen Staatswotle 
nicht zuwider läuft. Deshalb müſſe der Staat das Auf⸗ 
ſichtsrecht ausüben, durch eine Aufſicht werde aber nicht die 
Freiheit ſelbſt aufgehoben. Eine ſolche Meinung beruhe in 
der falſchen Auffaſſung des Staates, wie er ſich nach feiner 
konſtitutionellen Umgeftaltung dem Einzelnen gegenüber ver: 
hält. Der konſtitutionelle Staat ſoll nicht ein Hemmungs⸗, 
fondern ein Förderungsmittel der Freiheit werden. — Im 
zweiten Abſchnitt beſchäftigte ſich der Redner mit dem Ver⸗ 
hältniß der Schule zum Staat und zur bürger⸗ 
lichen Gemeinde. Es ſei hier ein Unterſchied zu machen 
zwiſchen dem Staate, wie er war, und dem Staate, wie er 
iſt. Jenem, dem abſoluten, fand die Kommune gewiſſerma⸗ 
ßen gegenüber, daſſelbe war mit ihren Inſtituten und Beam⸗ 
ten der Fall, zu welchen die Schule und deren Lehrer gehör⸗ 
ten. Im konſtitutionellen Staate ſchwindet das Sonderin⸗ 
tereſſe der Gemeinde, es geht in das allgemeine ſtaatliche 
Intereſſe auf. Wenn nun der Staat, wie früher die Ge⸗ 
meinde, das Recht hat von jedem ſeiner Angehörigen einen 
gewiſſen Grad der Bildung zu verlangen, ſo muß er auch ſeiner 
Pflicht Genüge leiſten, Volksſchulen zu gründen und für deren 
Beſuch durch entſprechende Maßregeln zu ſorgen. So werde 
die Volksſchule als ein vermittelndes Glied zwiſchen Staat 
und Kommune zu einer Erziehungs» Anſtalt nach nationaler 
Seite herangebildet werden. Sehr heilſam werde diejenige 
Beſtimmung wirken, nach welcher jeder oͤffentliche Lehrer 
feine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung zur 
Ertheilung des Unterrichts nachweſſen muß. Ueber den 
eigentlichen Beſitzer der Schule ſoll nach der Anſicht des Vor⸗ 
tragenden bisher eine allgemeine Ungewißheit geherrſcht ha⸗ 
ben. Staat, Kirche und Gemeinde machten oft gleichzeitig 
ihre Anſprüche an die Volksſchule geltend, ohne jedoch ihren 
Pflichten überall nachzukommen. Jetzt gehöre die Schule 
in ſo weit dem Staate als ſie die Trägerin der Intelligenz 
ſei, ſie gehöre der Familie als Trägerin der Sitte und der 
Kirche als Trägerin des religiöſen Erziehungselements. Dar⸗ 
aus ergebe ſich die Stellung der Schute zur Kirche. 
Der konfeſſionelle Relionsunterricht, welcher im Bewußtſein 
des Volkes ſeine feſte Wurzel habe, könne nicht durch einen 
ſimultanen beſeitigt werden. Letzteres wäre eine Unmöglich⸗ 
keit, da es dem Weſen des deutſchen Volkes widerſpreche, 
welches ſeinen cn Sinn nirgends verleugnen 
könne, am allerwenigſten aber in der Volksſchule. Wie aber 
die Kirche ſich die Mutter der Schule nenne, ſo müſſe der 
Staat jegt die Rechte des Vaters der Schule und als ſol⸗ 
cher die Ober- Aufſicht aller Volksſchulen übernehmen. Die 
Regierung mit den gewählten Vertretern des Volkes 
kenne am beſten die vorhandenen Uebelſtände, beide Ge⸗ 
walten haben darüber zu entſcheiden, was zur Verbeſſerung 
derſelben gefchehen. kann und ſoll. Die Regierung habe 
Kraft und Mittel, das Zweckdienliche auszuführen, fie frage 
nicht blos was, ſondern wie es gelehrt werde, weil ſo nur 
eine auf ein gemeinſames Ziel gerichtete Bildung erlangt 
werden kann. Eine ſolche Bildung kräftige den konſtitutio⸗ 
ellen Staat und müſſe daher für denſetben als unerläßlich 
betrachtet werden. Die Lebensſtellung der Lehrer hatte die 
Verfaſſung vom 5. Dez. in den Worten vorgeſehen? „Die öf⸗ 
entlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staatsdie⸗ 
ner.“ Die 2. Kammer habe dieſen Paſſus beibehalten mit Ein⸗ 
ſchluß der Pflichten. Die Privatexiſtenz iſt den Lehrern 
durch die Garantie eines den Oertlichkeiten entſprechenden 
auskömmlichen Gehalts ſicher geſtellt worden. Bis zur 
Emanirung des unterrichtsgeſetzes bleibt es jedoch beim Al⸗ 
ten. — Herr Kanonikus Baltzer macht zunächſt einige Be⸗ 
richtigungen in Bezug auf die hiſtoriſchen Angaben des 
Vorredners, die wir jedoch füglich übergehen konnten. — 
Außerdem verſucht Hr. Baltzer darzuthun, daß die An⸗ 
ſichten des vorigen Redners über die von der Verfaſſung 
vorgeſchriebene Stellung der Schule zur Kirche eine durch⸗ 
aus irrige ſei. Der Staat habe aufgehört, ein chriſt⸗ 
licher zu ſein, er richte daher fortan ſein ganzes Augenmerk 
auf die Humanitätsbildung. Aber auf dieſe müſſe ſich nun 
auch fein Wirkungskreis beſchränken. Von den Konfeſſions⸗ 
Schulen ſollte der Staat einen gewiſſen Grad der Bildung 
in den Humanitätswiſſenſchaften fordern, kemeswegs aber 
das Oberauſſichtsrecht ausüben. Indem er ſich aber das 
letztere aneigne, toſte er ein Urrecht der Kirche an, was frü⸗ 
ber oder ſpäter ernſte Konflikte herbeiführen könnte. Herr 
Stephan erwidert unter dem Beifall der Verſammlung, 
daß es dem Staat freiſtehen müſſe, veraltete Inftituticnen 
durch zeitgemäße zu erſegen, daß der Kirche ihr Recht ver⸗ 
bleibe, fo weit es den allgemeinen Staatszwecken nicht wider⸗ 
ſpreche, und daß fomit nicht die chriſtliche Kirche aufhöre für 
den Staat zu exiſtiren, ſondern daß fie nur aufhöre als allein 
berechtigt zu exiſtiren. Der Vorſigende, Derr Appellations⸗ 
gerichteraib Greiff, bemerkt, daz der Staat, weicher die 
Kirche bisher zu feinem Knecht gemacht habe, dieſelde fortan 
als feinen Bruder anſehen wolle. Es komme nur darauf 
dan, daß man ſich gut vertrage. — Herr Rechtsanwalt Plaıhs 
er erklärt, der Staat ſei kein ſpeziſſſch chriſtlicher mehr, 
WEL er allen Religtonsgeſellſchalten gleichen Schug angeveis 
ben Lan, Herr Oettinger findet Hierin eine der würdigften 
Aufga en det Sdadtes. Der Staat als ſolcher könne gar kein 
Betennents haben der Etaat ſel ja ein. bloßer Begriff. Aber die 
Angehörigen des &;aareg theilen ſich in die verſchiedenſten Be: 
euntniſſe. Zi es die Pflicht des Staates ober feiner Re. 
gierung, allen Bor dem Gefege denselben Schug zu 
gewähren, fo mine dag auch in Bezug auf alle religiöfen 
Bekenntniſſe gelten Regierung in fo 


Natürlich habe die 
ene nder geiftlichen Majorität M Wrune 


der Sonn: und 
Beftage angeotbnel Hat, Walter Müsfe aber auch die Be 
Dorzugung eines einzelnen MBerenntniffes, ſeibſt wenn es das 
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der Majorität wäre, nicht gehen. Herr v. Jaski iſt durch 
die Gründe des Herrn Baltzer nicht überzeugt worden, 
daß die chriſtliche Kirche durch die neuen Einrichtungen über 
die Stellung der Schule zur Kirche T irgend wel⸗ 
chen Nachtheil erleide. Dem Staat müſſe das Oberauf⸗ 
ſichtsrecht zuſtehen, ſonſt könnten die Biſchöfe leicht ihre 
Aufgabe verkennen und einen religiöfen Zwieſpalt im Volke 


erzeugen, der weit ſchiimmer wäre als die Wiedereinfüh⸗ 


rung der alten ſtaatlichen Zuſtände. Der Redner glaubt er⸗ 
warten zu dürfen, daß von Seiten der proteſtantiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit die verfaſſungsmäßigen Inſtitutionen keinerlei Anfech⸗ 
tung erfahren würden. — Die Debatte wurde geſchloſſen. 
Aus dem Fragekaſten haben wir nichts mitzutheilen. 


Breslau, 25. Nov. (Evangeliſch⸗lutheriſcher 
Verein.] Trotz der Ungunft des Wetters iſt der Saal 
ganz gefüllt. Vorſitzender: Lierke. Außer dieſem bethei⸗ 
ligt ſich bei den Beſprechungen faſt ausſchließlich Wachler. 
Der vor 8 Tagen vertheilte „Aufeuf” hat reiche Frucht 
getragen. Viele Unterzeihnuhgen zu beſtimmten monatli- 
chen Beiträgen liegen vor. Selbſt Wohlthäter, welche nicht 
gerade als Mitglieder des Vereins ſich bekennen, haben 
ihre milde Hand aufzuthun, verheißen. Bericht über den, 
vor der Hand allerdings nur kleinen Fortgang der Armen⸗ 
und Krankenpflege. Bei dieſem Anlaſſe kurze Ueber⸗ 
ſicht einer Geſchichte dieſer Bemühung in der Stadt üder⸗ 
haupt, beſonders von der Reformation an. Damals noch 
große Indolenz hierin. Der berühmte Heß (an Mar.⸗Magdb 
unterließ es, etliche Male hinter einander, zu predigen. 
Der Rath der Stadt ſetzte ihn darüber zur Rede. Er er⸗ 
wiederte: „Mein lieber Herr Jeſus (in vielen Bettlern) 
liegt vor meiner Thür. Ich kann und will nicht über ihn 
hinweg ſchreiten zur Kirche.“ Man legte ernſtlicher Hand 
an's Armenweſen. Heß predigte wieder. Die ſocialiſti⸗ 
ſchen Beſtrebungen der neuern Zeit werden einer Erörte⸗ 
rung unterworfen. Das früher beſprochene „Aſyl“ für Ge⸗ 
ſellen und Lehrlinge ſoll künftigen Monat ‚eröffnet wer: 
den. Zu dem Ende werden die Meiſter Behufs einer nä⸗ 
hern Berathung darüber auf den Dienſtag, Abend 7 uhr, 
in das bezeichnete Zimmer eingeladen. Die Bibliothek hat 
wieder einige Bücher geſchenkt bekommen. Die auf über⸗ 
morgen anberaumte Wahl von 12 Repräſentanten für 
die 23,000 Seelen der St. Maria⸗Mag dalenen⸗Ge⸗ 
meinde kommt zur Sprache. Sie wird aus dem Stand⸗ 
punkte der bis jetzt beſtehenden geſetzlichen Ordnung ein 
„voreiliges und verfehltes“ unternehmen genannt, und der 
$ 159 im 11. Tit. J. Th. des Landrechts, auf welchem fie 
fußen ſoll, als ein gar nicht hierher gehöriger bezeichnet. 
Vom „Kirchen⸗Regimente“ ſoll Anſtoß und Vorlage ausge⸗ 
hen, behauptet der Sprecher, während Andere es der Stadt⸗ 
Behörde Dank wiſſen, daß dieſelbe der Gemeinde die erſte 
Gelegenheit bletet, ſich ſelber thätig zu erweiſen, und, dem 
„Kirchen⸗Regimente“ gegenüber, ibre Angelegenheiten in die 
Hand zu nehmen, nachdem ſie, wie eine Unmündige, Jahr⸗ 
hunderte lang es ſich hat gefallen laſſen, von Solchen, 


weiche nicht zu ihr gehören, gegängelt zu werden. 
8 „ a. w. P. 
Breslau, 27. Novbr. [Benefizvorſtellung 


von Herrn und Madame Stotz.] Das bei un: 
ſerm Publikum ſo allgemein beliebte Stotzſche Ehepaar 
giebt Morgen, Mittwoch am 28,, feine Benefizvor⸗ 
ſtellung. Wenn wir die fröhlichen Stunden berech⸗ 
nen, die Herr und Madame Stoß dem Theater⸗Pu⸗ 
blikum ſchon bereitet, ſo zweifeln wir nicht daran, daß 
daſſelbe nicht unterlaſſen werde, den Benefiziaten auch 
einen fröhlichen Abend zu bereiten und die Vorſtellung 
recht zahlreich zu beſuchen. Da wir überdies auch 
hören, daß die gewählte Poſſe: „In Berlin,“ ſo⸗ 
wohl Herrn als Madame Stotz reiche Gelegenheit 
zur Entwickelung von komiſchen Effekten bietet und 
auf das Einſtudiren viel Mühe und Sorgfalt gewandt 
worden, ſo iſt mit Gewißheit anzunehmen, daß den 
Beſuchern ein vergnügter Abend bereitet werden wird. 
Hoffentlich bedarf es kaum dieſer Andeutung, um die 
Theilnahme des Publikums für die morgige Vorſtel⸗ 
lung anzuregen. a” 

* Breslan, 26. Nov. [Die Wiedermann'ſche 
Matinde) hatte am Sonntage die eiſigen Räume 
des Kunſttempels „zur kalten Aſche“ etwa zur Hälfte 
mit einem ungemein geduldigen Publikum gefüllt. Be⸗ 
reits war die Mittagsſtunde vorüber, als demſelben 
ſtatt der verheißenen „Ouverture“ die Nachricht zukam, 
Herrn v. Rainers unerwartete Abſage — er ſollte 
eine Arie aus Glucks „Iphigenia in Tauris“ ſingen 
— habe die arge Zögerung vetſchuldet. Ob dieſer 
Herr für ſeine Perſon allein auch die Ouverture hatte 
exekutiren ſollen, darüber verlautete nichts; auch war 
man ſo ehrlich, die Gefoppten nicht erſt mit Schein⸗ 
gründen für das Ausbleiben des genannten Sängers 
zu behelligen. Eine mit verdientem Beifall aufgenom⸗ 
mene Deklamation des Herrn Baumeiſter eröffnete 
den „Morgen.“ Dieſer trug in entſprechender Weiſe 
das ſchoͤne Meißner'ſche Gedicht „der Komödiant“ 
vor, welches ſo effektvoll den Tod eines polniſchen 
Schauſpielers feiert, der als Theaterheld mit ſeinen 
hochtönenden patriotiſchen Phraſen ſchimpflich von der 
Bühne gewieſen, auf derſelben beim Wiederauftreten 
an den aufſpringenden Wunden verblutet, welche er 
fpäter auf dem Schlachtfelde als wahrhaftiger Kampfes⸗ 
held davongetragen. Wir hätten gewünſcht, der Red⸗ 
ner hätte ſich mit dem Erfolge, welchen er durch dieſe 
hochtragiſche Dichtung errungen, genügen laſſen und 
nicht den eben hervorgerufenen Eindruck ſelbſt wieder ab⸗ 
geſchwächt! — Es geſchah dies nach unferer Anſicht 
durch die Burleske: „Recht empfindſam“, welche 
Herr Baumeiſter höchſt gefällig, als Erſat für die 
ausfallende Piece des Herrn Kläger, der ebenfalls 
nicht erſchien, gewählt hatte. — Fräulein Babnigg, 


dier bereits überall, wo ſie öffentlich auftritt, mit ſicht⸗ felbſt 


barer Zuneigung begrüßt, ſang jenes tiefſinnige Heine⸗ 
ſche Lied: „Wir ſaßen am einſamen Fiſcherhaus“, 
welches mit und durch Franz Schuberts Kompo⸗ 
ſition (u. d. T. „am Meere“) unſterblich geworden, 
ſich ſelbſt dabei am Flügel begleitend, mit einer Ge⸗ 
fühlswärme, die im geraden Gegenſatze zu dem Fröſteln 
ſtand, welches die zarte Geſtalt wiederholt durchzit⸗ 
terte. — Heroiſcher überwand daſſelbe Fräulein 
Sch welle, dieſe vielfeitig gebildete Künſtlerin, als fie 
in der zweiten Abtheilung der Matinée ihre Phan⸗ 
taſie über Motive aus Don Juan mit eben ſo 
viel Eleganz als Bravour ſpielte. Das innere Feuer, 
die Gluth dieſer ewigen Melodien mochte die Pianiſtin 
erwärmen, ſchwerer ſchien ſich das Publikum ſogar an 
den Perlen des „ſchäumenden Champagnerliedes“ be⸗ 
rauſchen zu können — es litt ſichtlich unter dem Ein⸗ 
fluß dieſer feuchten, kalten, widrigen Atmoſpaͤre. Nicht 
minder hoch iſt aber eben darum der ungetheilte Beifall an⸗ 
zuſchlagen, den Frl. Heyne durch ein hübſches, hier noch 
wenig bekanntes Gedicht von Gubitz, im Genre des Sa: 
phirſchen „Na“, „Nein“ u. ſ. f.: „Ich bitte“ er⸗ 
warb. — Sie nüancirte hier mit ſolcher Meiſterſchaft, 
daß uns in den einzelnen Strophen vielmehr kleine 
dramatiſche Bilder in gelungenſter Individualiſirung 
entgegentraten und uns mit dem unverhofften Tauſch 
vollkommen zufrieden ſtellten. — Die junge Dame 
trat nämlich ohne weitere Erklärung plötzlich für Herrn 
Wohlbrück ein, der, obwohl im Programm ausdrück⸗ 
lich aufgeführt, nicht erſchienen war und auch füglich 
nicht erſcheinen konnte, wenn er, wie verlautete, ſich 
gar nicht in Breslau, ſondern in Frankfurt a. O. 
befand. — Sehr anmuthig ſang Frau Stotz das 
reizende Lachner'ſche Lied „Waldvögelein“ 
und in dem Kückenſchen immer wieder gern gehör⸗ 
ten Duett „Ihr Schiffer, habt Acht!“ (geſungen von 
ihr und Fräulein Babnigg) ſchmiegten ſich die Stim⸗ 
men der beiden Damen ſo hingebend an einander, wie 
ihre froſtbebenden Körper. — Fräulein Bunke, 
gewappneter gegen die Kälte als jene, zog es 
vor, ſtatt mit Meyerbeers beſtrickenden Tönen um 
Gnade zu flehen, ſich mit gewohnter Anerkennung 
triumphirend auf den Schwingen der lebensvollen Kom⸗ 
pofitien: „Im wunderſchönen Monat Mai, als alle 
Blüthen ſprangen“, in den milden Himmel des deut⸗ 
ſchen Minneſanges zu erheben. — Dort finden ihre 
geiſtige Heimath auch die Steyriſchen Lieder, 
welche Herr Weirlstorfer paſſend gewählt hatte und die 
ſich einzuſchmeicheln und zu gefallen gewiß ſein durften. 
— Mit alter längſt erprobter Gewalt riß das von den 
Herren Rieger und Pluge ) zum Schluß ausgezeichnet 
geſungene köſtliche Duett aus den Puritanern die 
Zuhörer fort, und hätte das Feuer, welches beſonders 
im Geſange des Erſteren aufloderte, auch äußerlich 
wärmen können, man hätte den Sängern noch begei⸗ 
ſterter applaudirt, als nun, wo man mit den Schluß⸗ 
tönen aus dem unheimlichen, jeder Bequemlichkeit und 
Vorſorge baaren Raume forteilte, um — zwar nicht 
vom Regen in die Traufe, aber doch aus der pein⸗ 
lichen Kälte ins heftigſte Schneegeſtöber zu ge⸗ 
rathen! Frau Wiedermann hat gerade noch den 
letzten Tag erhaſcht, wo es möglich war, ein reſpekta⸗ 
bles Publikum in den Kaltenaſchentempel einzuladen. 


Als Dame von Haufe in eleganteſter Toilette die Hon⸗ 


neurs machend, deklamirte ſie Saphirs ſchauderha 
verſifizirten Scherz: „Frauenherzen und Elfen 
bahnen,“ der nicht arm iſt an witzigen Pointen, 


deſſen wahre Natur aber am treffendſten bezeichnet 


wird durch die zarten Reime: g 
Den eigenen Willen mußt du ganz vergeſſen, 
Biſt du auf Beiden einmal aufgeſeſſen! 


* Breslan, 25. Novbr. [Der akademiſche 
Muſikverein] wagt es, im Vertrauen auf das 
dauernde Wohlwollen, welches ein großer Theil des 
hieſigen muſikliebenden Publikums — und darunter 
beſonders die jedesmalige junge Welt — ihm ſeit 
Jahren zugewendet hat, auch dieſen Winter ſeine 
Konzerte zu eröffnen und beginnt damit bereits am 
nächſten Donnerſtage. Ob ſich an dieſe erſte Auf⸗ 
führung ſo viele reihen werden, als beabſichtigt und 
vorbereitet worden: darüber ſoll, wie wir vernommen 
haben, der Grad der Theilnahme entſcheiden, deſſen 
ſich dieſes Donnerſtags⸗Konzert zu erfreuen haben 
wird. Es liegt ſomit gewiſſermaßen im Intereſſe al⸗ 
ler Derjenigen, welche einen Cyclus von betreffenden 


Muſikaufführungen, wie in früheren Jahren, wün⸗ 


ſchen, ſelbſtthätſg dahin mitzuwirken, daß die erſte 
maßgebende ein recht zahlreiches Publikum verſammelt 
finde. Zu rechtfertigen wird der Verein dieſes ihm 
entgegenkommende Vertrauen gewiß nach beſten Kräf⸗ 
ten ſuchen. Man weiß, feine Hauptſtärke hat von 
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) Erſt bei der Korrektur dieſes Referats fallt uns ein, 
daß wir undankbarer Weiſe gänzlich Herrn Prawits veı= 
geſſen haben, obwohl deſſen trefflicher Vortrag feiner Baß⸗ 
arie: „Meine Sehnſucht wird mir ewig bleiben u. f. f.“ 
ſehr viel dazu beitrug, die Leiden biefe „Morgens“ ver⸗ 
ſchmerzen zu helfen. Der gefhägre Sänger möge dieſe Nach⸗ 
bemerkung des Referenten betrachten wie das Poſtſkriptum 
eines Damenbrieſes, welches in der Regel wenigſtens eben 
fo viel Beachtenswerthes zu enthalten pflegt, als dieſer 


jeher in vierſtimmigen Liedern und Chören 
gelegen. — Beide ſollen uns in reicher Auswahl und 
ſorgſamſter Einübung auch in dieſem Winter, und zu⸗ 
nächſt ſchon in dem übermorgen bevorſtehenden Kon⸗ 
zerte geboten werden. Herr studiosus theol. cath, 
Dittrich, der diesjährige Dirigent, welcher ſich als 
ſolcher bereits in engeren Kreiſen vielfach bewährte, 
hat auf die gewiſſenhafte Pflege dieſer ureigenen Do⸗ 
maine aller akademiſchen Muſikvereine fein vorzügli⸗ 
ches Augenmerk gerichtet, obwohl er zugleich auch mit 
feinem wohleinſtudicten Orcheſter durch die Aufführung 
zweier Ouvertüren darzuthun hofft, daß er es ver⸗ 
dient, von ſeinen Kommilitonen an die Spitze eines 
Inſtituts berufen zu ſein, welches ſtets unter den hie⸗ 
ſigen Vereinen, die verwandte Zwecke verfolgen, ſich 
eine ehrenhafte und in ihrer Eigenthümlichkeit unan⸗ 
gefochtene Stellung zu wahren gewußt hat. 


* Hirſchberg, 26. Novbr. Wislicenus und 
die freie Gemeinde.] Der Prediger Wislice⸗ 
nus, der am Sonnabend hier eintraf, hielt geſtern 
Nachmittag im Reſſourcenſaale die erſte Verſammlung. 
Der Andrang von Menſchen war ſehr groß und Wis⸗ 
licenus ſprach während einer ununterbrochenen Todes⸗ 
ſtille faſt 3 volle Stunden; zuerſt über ſeine Anſichten 
in Bezug auf die Kirche, über das Weſen der Bibel 
in ihrem alten und neuen Teſtament; über den Glau⸗ 
ben und dieſem gegenüber über die Erkenntniß; über 
das Weſen der Lehre und die Bildung der Geiſtlichen, 
dann über dieſe ſelbſt; über die Wahrheit gegenüber 
dem Wahne, der alten herkömmlichen Gewohnheit; 
über die, ſo ſich anmaßen, ſich Gläubige zu nennen, 
denen gegenüber, die des Unglaubens bezüchtigt werden; 
ferner über die Wahrheit durch Erkenntniß und den 
Glauden. — Zum Schluß trat Herr Kaufm. Wein⸗ 
mann auf und that in wenigen Worten dar, daß die 
freie Gemeinde Hirſchbergs der Anſicht des Herrn 
Wislicenus in Halle im Prinzipe beitrete und for⸗ 
derte die, „welche durch Erkenntniß zur Wahrheit ge⸗ 
langt ſeien“ auf, zu unterzeichnen, was denn geſchah. 


M. Görlitz, 26. November. [Die konſtitutio⸗ 
nelle Partei. Tagesbegebenheiten.]) Wenn 
jemals die Nothwendigkeit vorhanden war, eine ſtarke 
konſtitutionelle Partei in unſerer Provinz zu vereinen, 
ſo iſt ſie jetzt vorhanden, obgleich nicht zu läugnen 
iſt, daß die eilfte Stunde ſchon längſt geſchlagen hat. 
Wir haben zwar ſchon ſeit vorigem Jahre eine ganz 
bedeutende Anzahl konſtitutioneller Vereine in Schle⸗ 
ſien geſehen, allein dieſe waren mit ſo zahlreichen re⸗ 
aktionären Elementen gemiſcht und trugen zuweilen 
bei ihrem öffentlichen Auftreten ein ſo zweifelhaft kon⸗ 
ſtitutionelles Gepräge zur Schau, daß man gewöhnlich 
ſehr geneigt war, die Bezeichnung „konſtitutionell“ 
gleichbedeutend mit „reaktionär“ zu halten. Der 
Hauptgrund dieſer betrübenden Erſcheinung lag überall 
darin, daß die konſtitutionellen Elemente eine ſolche 
Schüchternheit, oder vielmehr richtiger, Zaghaftigkeit 
beſaßen, daß ſie vermeinten, ſie würden gegen die 
Partei des Umſturzes nichts ausrichten können, wenn 
ſie ſich nicht an die wirklich reaktionären Elemente an⸗ 
lehnten. Dieſe letzteren erlangten aber durch ihre äu⸗ 
ßere Stellung und durch die gewaltigen, ih nen zu Gebote 
ſtehenden materiellen Mittel ein ſolches Uebergewicht, 
daß ſie die wahrhaften Vaterlandsfreunde von der 
rechten Bahn mit überall ſiegreichem Erfolge verdrängten 
und fie auf ihrem Krebsgange mit fortzogen. Es 
rächte ſich hier die Sünde: daß die Konftitutionellen 
an der Allmacht der Idee verzweifelten, das Materielle 
über das Geiſtige ſtellten und daß ſie die Anzahl und 
das äußere Anfehen als unumgänglich nothwendiges 
Mittel zum Siege betrachteten. Die Folge davon 
war, daß ſich viele edle und geſunde Kräfte des Vol⸗ 
kes von dieſen Vereinen fern halten und einestheils 
auf die demokratiſche Seite hinüber gedrängt wurden, 


größtentheils aber ſich zu einem neutralen, theilnahm⸗ 


loſen Verhalten verurtheilten. Um ſo freudiger iſt die 
durch Ihre Zeitung in Schleſien verbreitete Kunde von 
der Bildung einer ſtarken, kräftigen Eonftitutionellen 
Partei begrüßt worden, 


und es dürfte lediglich von 


der Maßnahme des Centralvereins in Breslau abhän⸗ 


gen, wie umfangreich und wie bald das Beabſichtigte 
ins Leben treten wird. Entwickelt derſelbe, getragen 
von der Idee: daß er, fußend auf eben ſo volksthüm⸗ 
lichen als geſunden und loyalen Prinzipien, den eigent⸗ 
lichen Kern und den Hauptſtützpunkt des gegenwärti⸗ 
gen Staatslebens bildet — die nöthige Energie und 
zuverſichtliche Feſtigkeit, dann werden ſich viele, und 
wahrlich nicht die ſchlechteſten, Kräfte ihm freudig bei⸗ 
geſellen, weil ſie überzeugt ſind, hier einen lebensvol⸗ 
len Kreis der Wirkſamkeit zu finden: Der Verein 
muß das, was er für das Wohl des Staates für 
zweckdienlich hält, offen und ohne Scheu verkünden 
und alle geſetzlichen Mittel aufbieten, um das Zweck⸗ 
mäßige ins Leben. zu rufen. Dazu bieten ſich ihm im 
gegenwärtigen Augenblicke viele Gelegenheiten dar, und 
aus eben dieſer Urſache iſt gerade jetzt, wo die neue 
Staatsverfaſſung in letzter Inſtanz geſchaffen wird, 
die Bildung einer kräftigen konſtitutionellen Pactei, 
wie oben behauptet, eine unabweisbare Nothwendigkeit. 
Ein Beiſpiel. Vor einigen Wochen debattirte der 
Breslauer Centralverein über das Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht der Kammer. Die Verſammlung war, 
wie man aus den Zeitungsberichten ſchließen muß, ein⸗ 
ſtimmig darüber einverſtanden, daß daſſelbe den Kam⸗ 
mern im vollen Umfange des Wortes gebühre. Dieſe 
Ueberzeugung mußte er laut und öffentlich ausſprechen, 
denn es galt, ein Grundrecht der Eonftitutionellen Ver⸗ 
faſſung zu wahren. Tauſende und abermals Tauſende 
hätten ſich dieſer offenen Ausſprache angeſchloſſen, und 
dies würde unfehlbar bei der bevorſtehenden Berathung 
der Kommiſſion, welche eine Vereinigung der diſſenti⸗ 
renden Kammerbeſchlüſſe herbeiführen ſoll, und bei der 
definitiven Entſcheidung der beiden Kammern über die⸗ 
ſen höchſt wichtigen Punkt von Einfluß geweſen ſein. 
Und ſelbſt wenn auch dies nicht der Fall wäre, 
fo galt es, daß Eonftitutionelle Bewußtſein zu heben, 
wogegen es durch jenes ſtillſchweigende Darüber⸗Hin⸗ 
weggehen geſchwächt worden iſt. Jede Lebensfrage 
erleidet dadurch, daß man bei entſcheidenden Momen⸗ 
ten ſtillſchweigend über ſie hinweggeht, eine moraliſche 
Niederlage, denn jenes Schweigen erweckt bei den 
Wankenden Zweifel und Unſicherheit, während das of: 
fene und freie Bekenntniß den Schwachen ermuthigt 
und erhebt. Dieſe Gründe ſcheinen bei der ſpätern De⸗ 
batte über die Civil⸗Ehe den Verein auch bewogen 
zu haben, die Erklärung zu Protokoll zu geben: daß 


man mit der A 
kunde über dieſen Punkt vollkommen einverftanden 


ſei; nur mußte dieſe Erklärung nicht zu Protokoll ge⸗ 
geben, ſondern an das Volk gerichtet ſein. — Lei⸗ 
der iſt die Thellnahme der hieſigen Einwohnerſchaft 
an allen dieſen hochwichtigen Tagesfragen eine geringe 
und ebendeshalb bedarf es recht ſehr der Anregung, 
wie ſie wohl auf die eben angedeutete Weiſe am zweck⸗ 
mäßigſten bewirkt werden dürfte. — In der am 21ſten 
d. M. ſtattgefundenen Sitzung der hiefigen oberlau⸗ 
ſitzer Geſellſchaft trug Profeſſor Kaumann den ein⸗ 
leitenden Theil einer größeren Abhandlung über Sym⸗ 
bolik der Baukunſt vor. Der Baumeiſter unſe⸗ 
res zukünftigen neuen Theaters dürfte in dieſer Ab⸗ 
handlung manche ſchätzenswerthe Idee finden, die er 
den guten Görlitzern in Stein und Kalk verkörpern 
könnte. — Der vormalige Landrath von Oertzen hat 
als de republica bene meritus von unſeren ſtädti⸗ 
ſchen Behörden das Ehrenbürgerrecht erhalten und 
der Stadtrath Temmler iſt für ſeine langjährige Ar⸗ 


menpflege mit dem Ehrentitel „Stadtälteſter“ be⸗ 


lohnt worden. — Ein ähnlicher Akt der Achtung und 
Liebe wurde durch die Rekruten des 7ten Jäger⸗ 
Bataillons ausgeübt, welche am 23ſten Abends 
ihrem Kommandeur ein Ständchen mit Fackeln 
brachten. — Der Neubau eines Packhofes in der 
Nähe des Eiſenbahnhofes iſt nunmehr wirklich in An⸗ 
griff genommen worden, indem die Erdarbeiten bereits 
begonnen haben. Man hofft, daß, ſobald dieſer dem 
Merkur gewidmete Tempel vollendet iſt, man rü⸗ 
ſtig an den Bau des Tempels der Thalia ſchrei⸗ 
ten wird. Oder ſollte Görlitz wirklich noch nicht ſo 
viel großſtädtiſchen Sinn haben? 


Beſtimmung der Verfaſſungs⸗ Ur⸗ 


Breslau. Beſtätigt: Der bisherige Paſtor zubstitutus 
Knothe zu Friedersdorf an der Lands krone als wirklicher Pa⸗ 
ſtor daſelbſt; der bisherige Schloßprediger in Goſchüt Melde 
als erſter Paſtor in Feſtenberg; an der neuen evangeliſchen 
Elementarſchule Nr. 21 Hierfelbft als erſter Lehrer der biahe⸗ 
rige zweite Lehrer an der evangeliſchen Elementarſchule Nr. 9 
Sonnabend, als zweiter Lehrer der bisherige Lehrer an der 
hieſigen Simultanſchule Wuttge, als dritter Lehrer der bis⸗ 
1981 Hüfslehrer an der Schule zu Großburg bei Strehlen, 
5 ruckſch; der bisherige interimiſtiſche Lehrer Seiler als wirk⸗ 
den evangeliſcher Schullehrer zu Dammer, Militſcher Krei⸗ 
Manu olöherige Lehrer Böſe zu Kuſchlau bei Strehlen als 
7 iſcher Otganiſt und Schullehrer zu Goy, Ohlauer 

reiſes; der Lehnſcholtiſetbeſtger v. Morawiski zu Ober: 
Frauenwaldau als Polizei Diſtrikte⸗Kommiſſarius des Ilten 
Polizei Diſtrik e, Trebniber Kreiſes, Entlaſſen; Der Polizei⸗ 
Sergeant Frommert hielelbſt, auf eignes Anfucen, 

(Vermächtniß) Der am 8. Juni d. J. verſtorbene 

A . J. verſtor 
Profeſſor Dr. Regenbrecht het in ſeinem Teſtament 1000 Thlr. 
zu einem Stipendium für fleißige Schüler — erſt feiner 
eignen Nachkommen — ſpäter für fremde, und zwar abwech⸗ 
ſelnd aus Breslau oder Braunsberg — welche die biefige 
Univerfität oder eine andere böhere Lehranſtalt, z. B. Forſt⸗ 
oder Berg⸗Akademie — beſuchen wollen, ausgeſetzt. 

— (München.) Der Dichter des hier unter au⸗ 
ßerordentlichem Beifalle aufgeführten Trauerſpieles: 
„Eine deutſche Stadt,“ Herr Dr. Schmidt, 
Aſſeſſor beim hieſigen königl. Kreis⸗ und Stadtgericht, 
hat von Sr. Maj. dem Könige Ludwig folgendes 
eigenhändige Schreiben erhalten: „Ein in Straßburg 
Geborner ſpricht, tief ergriffen, ſeine innige Anerken⸗ 
nung aus, dem Verfaſſer des Trauerſpiels: Straß⸗ 
burg. Soeben habe ich es zu leſen geendigt, und 
Thränen drangen mir aus den Augen. Ernſte Wahr⸗ 
heit in herrlicher Dichtung zeigen Sie uns. Ja! 
Straßburgs Verluſt iſt ein Trauerſpiel, welches nicht 
verklungen. Dieſes dramatiſche Werk iſt des Verfaſ⸗ 
ſers des Camoens würdig. Ich kann nur wünſchen: 
fahren Sie ſo fort. München, 18. November 1849. 


Der Ihnen wohlgewogene Ludwig.“ (Ldb.) 
Lo ln — — —ß—jç—— nn 
Inſerate. 


Bekanntmachung 
Bei dem jetzt eingetretenen Froſte wird auf die Beob⸗ 
achtung der unterm 3. Januar 1811 erlaſſenen poli⸗ 
zeilichen Verordnung, wonach 
bei eintretender Winterglätte jeder Hauswirth u n⸗ 
aufgefordert dafür zu ſorgen hat, daß ſein 
Bärgerſteig mit Sand, Aſche oder Kohlenſtaub 
beſtreut und feine Gerinne beſtändig offen erhal⸗ 
ten werden, 
mit dem Beifügen hierdurch aufmerkſam gemacht, daß 
die Verabſäumung dieſer Vorſchriften in jedem einzel⸗ 
nen Falle mit zwei Thaler Geld- oder verhältnißmäßi⸗ 
ger Gefängnißſtrafe geahndet werden müßte. 
Breslau, den 27. November 1849. 
Königliches Polizei⸗Präſidium. 
0 v. Kehler. 


Sitzung der Stadtverordneten 
am 29. November. 
Verzeichniß der wichtigeren Vorlagen: 

1. Kommiſſions⸗Gutachten über die aufgeworfene Frage, 
ob gegen die Aufhebung der Städteordnung zu 
petitioniren fei? 

2. Kommiſſions⸗Gutachten über mehrere Geſuche um 
Genehmigung zum Betriebe mehrerer Gewerbe. 

3. Kommiſſions⸗Gutachten über die Etats der Kirchen 
zu Eiftauſend Jungfrauen und zu St. Barbara, 
fo wie für die Verwaltung des Serbis⸗ u. Ein⸗ 
quartierungs⸗Weſens. 

4. Verlängerung des Vertrages über die Verwaltung 
der Oekonomie in der Frohnveſte. 

5. Wahl des Schiedsmannes für den Albrechts⸗Bezirk. 

6. Bewilligung von Remunerationen und Zuſchllſſen 
zu unzulänglichen Etats-Pofitionen; 

7. Kaufvertrag, betreffend das Grundſtück 11 in der 


Kirchſtraße. 
a Der Vorſteher Dr. Grätzer. . 


In der Buchhandlung von Sraß, Barth u. Comp. in Breslau, Herrenſtraße 


Dr. Friedr. Wilh. Barfuß 's 


Geſchichte der Uhrmacherkunſt 
von den Ülteften Zeiten bis auf unſere Tage, zum Behuf eines allſeltigen Unter⸗ 
richts über die Erfindungen und Leiſtungen dieſer Kunſt. Zweite ſehr verm. Auf: 
lage, herausg. von Em. Schreiber. Mit 10 Quarttaf. 8. 1 
GGildet auch den 90. Bb. des Schauplatzes der Künſte und Handwerke.) 


Nr. 20, iſt zu haben: 


Bei der günſtigen Aufnahme, welche 


lich vergriffen war, beim Publikum gefunden hat, verfehlen wir nicht darauf 
daß in dieſer auf vielfaches Verlangen ſo 45 erſcheinenden Aten 
Geschichte der Uhrmacherkunſt nicht allein möglichſt vervollſtändigt, fondern auch die Uhren: 
wald, in der Schw 
ere Ei „ * are u sn 
nft zugleich eine Belehrung über bie 
wir es Allen empfehlen, dle in dieſer 


zu machen, 

brikation als Industriezweig auf dem Sch 
Et. — und in England mit ſehr 2 
Da biefes Buch mit der Geſchichte der ache 
wichtigſten Probleme derſelben verbindet, ſo können 
Kunſt ſich zu unterrichten wünſchen. 


die erſte Auflage, die ſchon ſeit zwei Jahren gänz, 


Rtlr. 5 Sgr. 


1 
age, der 
eiz, zu Beaucourt, im a 


in den ede Deſſins 


10 Sgr. die Elle; achte franzöſiſche Thibete D ge 


a3 
Seide und Mouffeline de la 
dieſes Fach 16100 ii air 


Der billige Laden, 


Albrechtsſtraße Nr. 11, empfiehlt: 


6 und 7 Sgr. die Elle; 


gemuſterte ſchwarze und braune Camelotts 5½ Sor. die Elle; Twills 


changeant in den neueſten Farben 


gi er in Sammt, 
a din 10 Sgr. und eine Menge anderer in 


2989 


23 bqeite Beilage zu MM 278 der Breslauer Zeitung. 


Mittwoch den 28. 


November 1849. 
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Theater⸗Nachricht. 

Mittwoch den 28. Novbr. Bei aufgehobenem 
Abonnement. Benefiz für Herrn und 
ran Stotz. Zum erſten Male: „In 
erlin.“ Poſſe mit Geſang in 3 Ab⸗ 
teilungen von Otto Stotz. — Perſonen: 
Geheime Räthin von Alten, Frau Baus» 
meiſter. Amalie, ihre Tochter, Fräulein 
Heyne. Erneſtine, deren Geſellſchafterin, 
FIrln. Friederike Meyer. Hans von 
Tannen, Erbherr auf Pommersdorf, Herr 
Baumeiſter. Matz, fein Diener, Herr 
Stotz. Doktor Berg, Herr Guinand. 
Zabel, Herr Keller. Bröfide, Herr 
Kläger. Caroline, Dienſtmäbchen bei der 
Geheimen Räthin, Frau Stog. Ein Herr, 
Herr Hiltl. Ein Jude, Herr Moſewius. 
Ein Soldat, Herr Puſchmann. Ein 
Schauſpieler, Herr Laddey. Amande, 
Pußmacherin, Frau Wiedermann. Eine 
Putzmacherin, Frln. Rupricht. Eine La⸗ 
denmamſell, Frln. Schneider. Ein Com⸗ 
miſſionair, Herr Moritz. Zwei Conſtabler: 
Herr Clauſius und Herr Knebel. Ein 

Leierkaſtenmann, Herr Schöbel. 
Donnerstag den 29. Nov. B2fte Vorſtellung 
des Abonnements von 70 Vorſtellungen. 
Konzert des Herrn F. Smolsr 
aus Prag. I) Fantaſie aus der Oper 
„Lucrezia Borgia“, für das Piano⸗ 
forte von F. Smolar. ) Konzert von 
C. M. von Weber, mit Begleitung des 
Orcheſters, vorgetragen vom Konzertgeber. 
3) Ouverture. 4) Fantaſie aus der 
Oper „Die Puritaner“ von L. Meyer, 
vorgetragen vom Konzertgeber. 5) Auf 
Verlangen: Ungariſche elodien von 
F. Liszt, vorgetragen vom Konzertgeber. 
D Vorher: „Pachter Feldkümmel 
von Tippelskirchen.“ Poſſe in 5 A 
ten von Kotzebue. 


K 29. XI. 6. Conf. U 1. II. III. 


Entbindung Anzeige. 
Heute Nachmittags Y,5 uhr wurde meine 
liebe Frau Johanna, geb. Moſch, von 
einem geſunden Mädchen glücklich entbunden. 
Verwandten und Freunden beehre ich mich 
ſolches hiermit ergebenſt anzuzeigen. 
Grünberg, den 22. November 1849. 
Schliebs, Prediger. 


Todes » Anzeige. 

Heute Mittag endete ſanft unſer lieblicher 
jüngerer Zwilling Paul, 1½ Jahr alt, an 
Bruſtkrampf. Dies allen Verwandten und 
Bekannten ſtatt jeder beſonderen Meldung. 

Neiſſe, den 25. November 1849. 

Die tiefbetrübten Eltern: 
Wilhelm von Bönigk, 
Lida von Bönigk, 

geb. von Pritzelwitz. 


Donnerstag, den 29, November 


Erstes Concert 


des 
kad en Musikvereins 

8 — — der Universität, 

1. Theil. 

1) Fest-Ouverture ven Kittl. 

3) Den Sebabtian. Fantaisie pour le Piano 
Forte von Kullak, vorgetr. von Herrn 
Stud. Scheibel. 

3) Vierstimmige Lieder: 

a) Fischerlied. 
b) Bettelstudentenlied vom Otto. 

4) Erstes Chor aus Norma von Bellini. 

2. Theil. 

8) Oaverture aus Yelva von Reissiger. 

6) Fantasie für die Violine von Doppler, 
vorgetragen von Herrn Doppler. 

7) Vierstimmige Lieder: 2 

a) Alt-Frauen-Tanz von Schäffer. 
b) Valet-Chor von Otto, 

8) Sechster Chor ans Antigone von Men- 
delssohn-Bertholdy, zum erstenmal hier- 
orts mit Orchesterbegleitung. 5 

Billets à 10 Sgr., auf renervirte Plätze 

4 18 Sgr. sind in den respect. Musikalien- 

handlungen von Scheffler (vorm. Cranz), 

Sehuhmann und Leuckart zu haben. 

An der Kasse 15 und 20 Sgr. 
Einlass 6 Uhr. Anfang 7 Uhr. 
J. Dittrieh. J. Haucke. A. Rücker. 


uffagung und Empfehlung. 

36 rmägung der den Spine 
gegen Herrn Brickenſtein für die ſorfältige 
Erziehung meines Sohnes kann id mir «#6 
nicht verſagen, demſelben öffentlich zu dan⸗ 
ken und feine ſchon ſeit 20 und mehreren 
Jahren beſtehende Knaben⸗Erziebungs⸗Anſtalt 
in Nadſchüt bei Köben an der Oder Allen zu 
enpfehlen, denen neben einem l ch en 
naſten cd der ſich bis . te 9 5 
Grzte rs 5 an mer aber fegebefoßr 

52 er o 
lenen am ae X. 
acante Stelle. 
ae en g e fer eden n mie 
ommis für Laden un s 
zen u engagiren ggg eien Bedingun⸗ 
„ ne 11 rs in frankirten Brie⸗ 

en zu we er Adreſſe G. u. a 

Lind. rostante Köln a. Rh. eg. a Comp, 


Subhaſtations⸗Patent. 
Zur nothwendigen Subhaſtation des dem 
Sattler ⸗Meiſter Carl gehörigen Hauſes 


Nr. 752 der Hainauer Vorſtadt, geſchätzt auf 


5822 Rthl. 15 Sgr., und des dabei gelege⸗ 
nen Gartengrundſtücks Nr. 6a, Commende 
ad St. Nicolaum, geſchätzt auf 630 Rthlr., 
ſteht am 

38. Dezbr. d. J. Vorm. 11 Uhr 
Termin im Lokale des unterzeichneten Kreis⸗ 
Gerichts, am Kohlmarkt, an. 

Die Taxe und der neueſte Hypothenſchein 


beider Grundſtücke find in unferer Regiſtra⸗ 


tur einzuſehen. 
Liegnie, den 11. Juni 1849. 
Königliches Kreis⸗Gericht. I. Abtheilung. 


1 Bekanntmachung. 

Höherer Verfügung zu Folge ſoll das zu 
Schloß Löwen sub Nr. 34 an der Straße 
über Kantersdorf nach Grottkau belegene, 
dem vormaligen Seminar in Löwen gehö⸗ 
rende Grundſtück an den Beſtbietenden öffent⸗ 
lich veräußert werden. Daſſelbe be⸗ 
ſteht aus: 

einem 2 Geſchoß bohen Wohngebäude 
von Bindwerk, mit Schindeldach; 

einem 1 Geſchoß hohen maſſiven, theil⸗ 
weiſe überwölbten, Wohnraume und Re⸗ 
miſe enthaltenden Nebengebäude; 

einem 1 Geſchoß hohen Nebengebäude, 
von Stielwerk mit Bretterbekleidung, 
einem maſſiven Giebel und Ziegelbeda⸗ 
chung, welches Räume zur Aufbewah⸗ 
rung des Holzes ꝛc. enthält; und 

einem Garten excl. Hof⸗ und Bau⸗ 
ſtellen, von circa 4½ Morgen Fläche, 
und zum Theil mit ſchönen tragbaren 
Obſtbäumen beſtanden. 

Der Licitationstermin iſt zu Löwen auf 

Mittwoch, den 5. Dezember d. J., 
g Nachmittags von 2 bis 6 Uhr, 
im Gaſthofe zum gelben Löwen anberaumt 
worden, wozu Bietungsluſtige mit dem Be⸗ 
merken eingeladen werden, daß die der Ver⸗ 
Äußerung zu Grunde gelegten Bedingungen 
in den Rathb kanzleien zu Löwen und zu 
Grottkau, ſo wie im Bureau des Unterzeich⸗ 
neten während der üblichen Dienſtſtunden, 
ingleichen im Termin ſelbſt eingeſehen wer⸗ 
den können, auch die Beſichtigung des Grund⸗ 
ſtücks auf vorgängige Meldung bei dem im 
Nebengebäude deſſelben wohnenden Haus⸗ 
mann zu jeder ſchicklichen Zeit gewährt iſt. 

Brieg, den 6. November 1849. 

Der königliche Departements-Bau⸗-⸗Inſpektor 
Bergmann. 


Holz⸗Verkauf. 

Auf dem Kämmerei⸗Gute Strehlitz, Kreis 
Namslau, ſollen am Mittwoch den Hten 
Dezember d. J. Vormittags 9 Uhr die 
für das Jahr 1849,50 zum Abtriebe kom⸗ 
menden Hölzer, beſtehend in kiefernen und 
Fichten⸗Stammholz, desgleichen in Klafter⸗ 
holz, in Stockholz und Abraum, meiftbietend 
bei einer baaren Anzahlung von einem Drit⸗ 
tel des Gebotes verkauft werden, wozu wir 


Kaufluſtige hierdurch einladen. 


Breslau, 23. November 1849, 
Die ſtädtiſche Forſt⸗ und Oekonomie⸗ 
Deputation. 


Auktions⸗Anzeige. 
Donnerſtag den 29, d. M. Vormitt. 9 uhr 
und folgende Vormittage ſollen in Nr. 15 
Ritterplatz eine große Partie Porzellan, 
Blech und broncirte Gegenſtände, feine Mö⸗ 
bel von Kirſchbaum, eine maſchinenartige Ta⸗ 
bakſchneide mit 2 Meſſern, ein gutes Violon⸗ 
Cello, ein Paar engliſche, mit Neuſilber be⸗ 
ſchlagene Geſchirre nebſt Zubehör, einige Fla⸗ 
ſchen Madeira, Bocksbeutel und Rum, Klei⸗ 
dungsſtücke, Betten und Leinenzeug gegen 
baare Zahlung verfteigert werden. 
Breslau, den 24. November 1849. 
Hertel, Kommiſſionsrath. 


Pferde⸗Anktion. 

Am 11. Dezember d. J. von Vormittags 
10 uhr ab werden in Grottkau 140 Stück 
in Folge eingetretener Etats: Verminderung 
überzählig werdende Zug⸗ und Reitpferde der 
6. Artillerie⸗Brigade öffentlich an den Meiſt⸗ 
bietenden verkauft werden, was hierdurch be⸗ 
kannt gemacht wird. 

Breslau, den 28. November 1849. 

v. Noehl, 
Oberſt und Brigadier. 


Den Verkauf der Steinkohlen auf 
dem Thurmhof habe ich am 11. d. M. 
dem Kohlenmeſſer Sterling abgenommen, 
und dem Bürger und Grundbeſitzer Herrn 
G. Ruß übertragen, welches ich meinen ge⸗ 
ehrten Kunden anzuzeigen nicht verfehle. 

Für reeles gutes Maaß, ſowie auf der 
Haupt⸗Niederlage auf dem Freiburger Bahn⸗ 
hof wird ſtets garantirt. 

Breslau, den 26. November 1849. 

8. Crone. 

Eine Köchin, nicht über 30 Jahr alt, 
und nur mit guten Zeugniſſen verſehen, fin⸗ 
det zu Neujahr einen annehmbaren Dienſt 
Salvator⸗Platz Nr. 6, 3 Treppen. 


Buchhandlung J. Urban Kern, am Ringe Nr. 2. 


Im Verlage don Joh. Urban Kern in Breslau, iſt ſoeben erſchtenen und zu haben (in 
eiſfa bei E. Günther, in Poſen bei Gebr. Scherk, in Jauer bei Hierſemenzel, in 
Brieg bei Liebermann, in Ratibor bei Jacobfohn);: 


Elementarbuch der polniſchen Sprache, 


zum Gebrauch an Gymnaſien und Realſchulen, 


von J. N. Fritz, 
konzeſſionirtem Lehrer der polniſchen und franzöſiſchen Sprache. 
Erſter Kurſus. gr. 8. geh. Preis 8 Sgr. 
Zweiter Kurſus. gr. 8. gehf. Preis 22 ½ Sgr. 
(Mit dem gegenwärtigen Erſcheinen dieſes 2ten Kurfus iſt das Werk 
nunmehr komplet.) 

Ueber den im vorliegenden neuen Lehrgang befolgten Plan, die polniſche Sprache mit 
dem geringſten Aufwand von Zeit und Kraft auf eine praktiſche Weiſe zu erlernen und 
den Lernenden ſchnell vorwärts zu bringen, ſagt Herr Profeſſor C. Libelt in Poſen im 
Vorwort: „Dieſes Verfahren hat der Verfaſſer mit Berückſichtigung aller in der polni« 
ſchen Sprache vorkommenden Schwierigkeiten eingeſchlagen und durch eine neue und über⸗ 
aus einfache Methode zu erreichen gewußt. Es kann daher im Intereſſe der Sache nur 
wünſchenswerth erſcheinen, daß obiges Buch die verdiente Anerkennung ſowohl bei den Leh⸗ 
rern als bei den Lernenden finde.“ 


Durch alle Buchhandlungen Deutſchlands iſt zu haben: in Breslau bei Graß, Barth 
und Comp., — G. P. Aderholz, — Goſohorski, — F. Hirt, — u. Kern, — 
Max und Komp., — Schulz und Comp., — Trewendt: 

Dr. L. Kieſewetter's 


neuer praktiſcher Univerfal-Briefiteller. 


Dritte verbeſſerte Auflage. 

Inhalt: Hauptregeln der Rechtſchreibung. — Von der Interpunktion. — Vom 
Styl. — Ueber den Ton in Briefen. — Innere und äußere Einrichtung der Briefe. — 
Vom Titelweſen. — Eingaben, Bittſchriften, Geſuche, Beſchwerden, Vorſtellungen ꝛc. an 
Behörden. — Amtliche Berichte, Gutachten. — Bittſchriften, Fürbitten, Geſuche, Bewer⸗ 
bungen ꝛc. an Privatperſonen nebſt Antworten. — Einladungsſchreiben, Gevatterbriefe. — 
Einladungen, Anzeigen ꝛc. mittelſt Karten. — Todes-, Geburts-, Verlobungs⸗, Heiraths⸗ 
Anzeigen und andere Familiennachrichten. — Benachrichtigungen, Erzählungen, Schilderun⸗ 
gen. — Rath und Belehrung fordernde und ertkeilende Briefe. — Erinnerungs⸗ und Mahn: 
briefe, Aufträge, Beſtellungen, Zufertigungsſchreiben ꝛc. — Kaufmänniſche Briefe. — 
Empfehlungsſchreiben. — Aufkündigungen der Miethe, des Dienſtes, der Kapitalien. — 
Beſchwerden, Vorſtellungen, Vorwürfe, Ermahnungen, Warnungen. — Entſchuldigungs⸗ 
und Rechtfertigungsſchreiben. — Freundſchaftliche Briefe. — Briefe in Liebes: und Hei⸗ 
bah ans legenheit. — Glückwunſchſchreiben. — Beileidsbezeugungs⸗ und Zroftbriefe, — 
Beſchenkungsbriefe. — Dankſagungsſchreiben. — Briefe gemiſchten Inhalts. — Kontrakte. — 
Verträge. — Vergleiche. — Letztwillige Verordnungen. — Schuldſcheine. — Quittungen, 
Pfand⸗, Depofiten: und Tilgungsſcheine. — Von Wechſeln und Anweiſungen. — Bürgs 
ſchafts⸗ und Expromiſſionsſcheine. — Vollmachten. — Reverſe. — Ceſſionen. — Zeugniſſe. 
— Anzeigen, Ankündigungen, Geſuche aller Art in öffentliche Blätter. — Formulare zu 
Frachtbriefen. — Deklarationen. — Rechnungsformulare. — Stammbuchs⸗Aufſätze. — 
Fremdwörterbuch. l 

24 Bogen groß Oktav. 1849. Dauerhaft gebunden 15 Sgr. 


Die Berliner allgem. Wittwen⸗Penſions⸗u. Unterſt.⸗Kaſſe 
beginnt mit dem 1. Januar 1850 ihr 27ſtes Semeſter. Ihr Vermögen beträgt jetzt gegen 
280,000 Rtl., die Zahl der Wittwen (welche zuſammen faft 12,000 Rtl. jährl. Penſton 
genießen) weit über 100, und die Anzahl der Mitglieder beinahe 1000, welche ihren Frauen 
zuſammen über 106,000 Rtl. jährl. Wittwenpenſion und 26,500 Rtl. Begräbnißgelder ger 
ſichert haben. Anmeldungen und Beiträge werden von mir befördert und Reglements 
à 3 Sgr. verabfolgt. Breslau, den 20. November 1849. 
J. Müllendorff, Taſchenſtr. Nr. 28. 


In Folge gegenſeitiger Uebereinkunft iſt der in unſerem Cirkulair vom 1 
als Theilnehmer unſeres Geſchäftes genannte Herr Joachim Schleſinger u aaa 
aus demſelben gänzlich ausgeſchieden und werden wir unfer bisheriges 


Speditions⸗ und Kommiſſions⸗ 
in e Umfange und ane an iſſions. Geſchaft 
unter der Firma: 


S. Kuznitzky & Comp. 
weiter führen. — Myslowitz, den 27. November 1849. 
Die Inhaber der Firma: Schleſinger, Kuznitzky 8 Comp. 


Simon Kuznitzky. Wilhelm Silbergleit. 
Von praktiſch guten und eleganten 


Federhaltern 


empfing ich ſoeben aus Paris ein großes Sortiment von Buchsbaum⸗ und 5 

1 rel 12 H e eee und esl ne hie 
en Muſtern und empfehle ſolche zur bevorſtehenden Wei ü 

liche Geſchenke zu den billigften Preifen. g g wee e 


Joh. Urban Kern (Ring Nr. 2), 


Bude, Papier-, Schreib: und Zeichnenmaterialſen⸗Handlung 
(vordem E. Magirus und Habicht.) 


L. Köbner, Riemerzeile Nr. 19, 


empfiehlt ſich zu den bevorſtehenden Bällen mit feinem gut aſſortieten Lager modernſter 
Wänder zu Kravatten und Schärpen, aller Arten Spitzen zu Berthen und Voilants, 
ſranzöſiſcher und ſächſiſcher Stickereien in Mull und Baltſt, Linons und Tarlatans 
zu Kleidern unter Zuſicherung der billigſten Preiſen zur geneigten Beachtung. 


Feinſte wollene und flanellne Geſundheits⸗Jacken, 
Geſundheits⸗Hemden, weiße und buntwollene Jacken, wollene, baumwollene und Barchent⸗ 
Unterbeinkleider in allen Größen, Frauenſchärpen, Shawls, Muffs, Kragen, Tücher, Kinder⸗ 
Ueberwürfe; ferner mit Wolle gefutterte Jacken, Unterbeinkleider und Strümpfe, ſowie 
wollene geſtrickte Socken empfiehlt in großer Auswahl billigft 

Julius Henel, vormals C. Fuchs, am Rathhauſe Nr. 26. 


” 


Große geräucherte pommerſche Gänfebrüfte 


von geſtern eingetroffener neuer Zufuhr empfiehlt billiger als bisher : 


Carl Joſeph Bourgarde, 


Schuhbrücke Nr, 8, goldne Waage. 


Anzeige. 

Ich wohne jetzt in der Nähe des Oberſchle⸗ 
ſiſchen Bahnhofes, Tauenzienſtr. Nr. 63 
(Tauenzien⸗ und Bahnhofſtraßen⸗Ecke). 

Dr. E. Meyer, 
praktiſcher Arzt und Wundarzt. 

Der ehrlich 9 = ſtern an der 

er ehrliche er des ge 
Friedrichs⸗Stalue gefundenen Verte weng. 
wird höflichſt erſucht, daſſelbe in der Tabak⸗ 
Handlung Reuſche Straße“ und Blücherplatz⸗ 
Ecke im weißen Löwen abgeben zu wollen. 
3 Friedrichsd or 

werden dem zugefihert, der einem jungen 
Manne, der ohne Verſchulden außer Condition 
gekommen iſt, eine annehmbare Stelle in 
einem Comptoir oder en gros⸗Geſchäft zu 
Neufahr verſchafft. Frankirte Offerten unter 
Chiffre A. F. nimmt Herr Sof. Delavigne, 
Commiſſionair, Ketzerberg Nr. 8, an. 
8 Ein gebrauchter Flügel, 
6 Oktaven, ſteht zu b aner - Ringe jn 
den ſieben Kurfürſten 

beim Juſtrumentenbauer. 


Die Deſtillation 
von J. C. Hillmann, Junkernſtr. 16, 
empfiehlt den geehrten Gäſten 


ein gutes Glas Punſch und Grogg. 


Ein leichter Schlitten, 
ein⸗ und zweiſpännig zu fahren und eine 
Schlitten⸗Bärendecke find zu verkaufen. 

Das Nähere Schuhbrücke Nr. 36 im 
Komptoir. 


Franz. Rauhkarden 


von vorzüglicher Güte empfiehlt: 
H. F. Lindner, Bahnhofſtr., zur Palme. 


Schlittſchuhe 
mit Schuhen und Riemen für Damen, Herren 
und Kinder empfiehlt in großer Auswahl zu 
billigen Preiſen: x 
E. F. Scupin, Ohlauerſtr. Nr. 32, 
6 Handlungsdiener, A Inſpektoren, 2 Bud: 
halter und 1 Komptoirbote, welcher 50 Rthl. 
Kaution ſtellen kann, können zum 1. Januar 
placirt werden durch Lucas’ Komptoir in 
Berlin, Oranienburgerſtraße Nr. 87. 
Eine arme Wittwe ſucht ein baldiges un⸗ 
terkommen als Kinderfrau oder Wirthſchafte⸗ 


rin. Das Nähere bei der Wittwe om⸗ 
hold in Ohlau, an der Grube. 


Friſche Preßhefe, 


wovon wöchentlich neue Sendung eintrifft, 
empfiehlt 


C. J. Bourgarde, 


Schuhbrücke Nr. 8, golbne Waage. 


Der Ausſchank 


von ächtem Berl. Weißbier, 
die Quartflaſche 2 ½ Sgr., 
befindet ſich jetzt 


Reuſcheſtraße Nr. 60. 


100 Schock 2 und 3 jähriger ſchöner 
Karpfen ⸗Einſatz ftebt auf dem 
Dominium Parchwitz zum Verkauf. 


Zur Kirmes 


Mittwoch und Donnerſtag, den 28. und 
29, November, ladet ergebenſt ein. Für gute 
Brat⸗ und N u BR 35 a 
tränte habe 8 
n Seiffert in Roſenthal. 


Gasäther und Oelſprit 


ſind bei er 2 W. Sa Büttner: 
raße Nr. ets vorräthig. 
+ C. F. Sapann. 


Bänzlicher Ausverkauf. 

Gute Tabakspfeifen, Meerſchaum⸗ und 
gemahlte Köpfe, Doſen, Stöcke und vielerlei 
Sachen zu Geſchenken verkauft billig E. F. 
Dreßler, Riemerzeile Nr. 14 im Durchgange. 

Zu vermiethen: 

ein großes, trockenes Geſchäfts⸗ Lokal 
nebſt Komptoir, Remiſen un Keller, N 
terre, der Eingang im Haufe, Ring 
(Naſchmarkt) Nr. 48 von Weihnachten 
d. J. ab. 

Das Nähere daſelbſt beim Eigenthümer 
zu erfahren. 


vermiethen: 

Weihnachten d. J. Ring (Naſchmarkt) 
Nr. 48 eine helle, freundliche Wohnung 
von 2 Stuben, Küche und Beigelaß im 
Hofe eine Treppe hoch. 

Desgleichen eine Wohnung im Hofe 
ar terre von 
eim Eigenthümer daſelbſt zu erfahren. 


— — — jͤ— — VkDiD— 


tuben. Das Nähere 3 NN 


Wiener Elyſium. 


Heut Abend Harfen⸗Concert; auch wird 


bemerkt, daß die Kuffe baierſch Lagerbier 


1½ Sgr., ein Glas Glühwein 4 Sgr., ein 
Glas Grogg 2½ Sgr., ein Glas Thee 2 Sgr. 
koſtet. Auch für gute Speiſen iſt geſorgt. 
. En 


5 Verlorner Hund. 

Ein kleiner junger Hund, auf den Namen 
Lädi hörend, von gelber Farbe, iſt mir ab⸗ 
handen gekommen und wird dem Wieder⸗ 
bringer eine angemeſſene Belohnung Schmie⸗ 
debrücke Nr. 61 im Gewölbe zugeſichert. 


Verloren 
wurde ein braun⸗ und weißgefleckter Wachtel⸗ 
hund auf den Namen Frickel hörend. Dem 
Bringer deſſelben einen Thaler Belohnung 
Oderſtraße Nr. 6. 


Den 23. November Abends hat ſich eine 
graue Ketten⸗Hündin eingefunden. Der recht⸗ 
mäßige Eigenthümer kann fie gegen Erftat- 
tung der Inſertionsgebühren und Futterkoſten 
in Empfang nehmen Engelsburg Nr. 2. 


Zu vermiethen und ſofort reſp. Termin 
Weihnachten d. J. zu beziehen: 
1) Schmiedebrücke Nr. 40 die 3. Etage, 
aus 3 Stuben, Alkove, Küche und Bei⸗ 
gelaß beſtehend. 
Gräupnergaſſe Nr. 2 mehre kleine Woh⸗ 
nungen. 
Gräupnergaffe Nr. 3 desgleichen. 
Ufergaffe Nr. 37 desgleichen. 
ufergaſſe Nr. 28 desgleichen. 
Laurentiusplatz Nr. 1 desgleichen. 
Gellhorngaſſe Nr. 3 desgleichen. 
Baſteigaſſe 6 zwei Wohnungen par terre. 
Albrechtsſtraße Nr. 40 die zweite Etage, 
aus 2 Stuben, Alkove, Küche und Bei⸗ 
gelaß beſtehend. { 
Albrechtsſtraße Nr. 45: a. eine Woh⸗ 
nung in der zweiten Etage; b. ein Ver⸗ 
kaufsgewölbe. 
Albrechtsſtraße Nr. 48 der Hausraum. 
Urſulinerſtraße Nr. 2 mehre kleine Woh⸗ 
nungen. 
Graben Nr. 42 desgleichen. 
Hummerei Nr. 31 desgleichen. 
a. Weidenſtraße Nr. 3 mehre mittlere 
und kleine Wohnungenz b. das Souterrain; 
e. ein Hausladen. 
Ohlauerſtraße Nr. 23 mehre mittlere und 
kleine Wohnungen. 
Ohlauerſtraße Nr. 50 desgleichen. 
Ketzerberg Nr. 14: a. eine Wohnung in 
der erſten und eine desgleichen in der 
zer Etage, jede aus 3 Stuben, Als 

ve, Küche und Beigelaß beftehend; 
b. ein Garten. 
19) Seminarſtraße Nr. 4 und 5: a, mehre 

kleine Wohnungen; b. ein Garten. 
20) Kloſterſtraße Nr. 1d zwei kleine Woh⸗ 
nungen. 

21) Kloſterſtraße Nr. 49 mehre kleine und 
mittlere Wohnungen. 
Margarethenſtraße Nr. 4 eine kleine 
Wohnung. 
Margarethenſtraße Nr. 10: a. die Töpferei 
nebſt dazu gehöriger Wohnung; b. mehre 
kleine Wohnungen. . 
Hintermarkt Nr. 1: a, eine mittlere und 
eine kleine Wohnung; b. ein Verkaufs⸗ 
Gewölbe. 
Hirſchgaſſe Nr. 6: a. mehre kleine Woh⸗ 
nungen; b. ein an der Oder gelegener 
geräumiger Waaren⸗Lagerungsplatz. 
Biſchofsſtraße Nr. 9 ein Keller. 
Biſchofsſtraße Nr. 15 die zweite Etage, 
aus 3 Stuben, Alkove, Küche und Bei⸗ 
gelaß beſtehend. 

Adminiſtrator Kuſche, Altbüßerſtraße 47. 

Ohlauerſtraße Rr. 80 iſt die erſte und 
zweite Etage, jede aus 7 Stuben, Entree, 
Küche und Beigeluß beſtehend; fo wie ein 
Theil des Hausraums zu vermiethen und ſo⸗ 
fort reſp. Termin Weihnachten d. J. zu be⸗ 
ziehen. Im Auftrage: 

Adminiſtrator Kufche, Altbüßerſtraße 47. 
Ein freundliches möblirtes Zimmer 
Dezem⸗ 


20) 
27) 


Billig zu vermiethen und bald oder zum 
Neujahr zu beziehen, ſind veränderungshalber 
mittle und kleine Wohnungen, auch ein mö⸗ 
blirtes Zimmer; Alles im Iſten Stock, Mat⸗ 
thias⸗Straße Nr. 75. 


—— —— B—ę—ê — — — 
Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 

Kaufmann Bauer aus Neiſſe. Kaufmann 
eippmann aus Ber in. Hutsbeſitzer Graf 
von Schweinitz aus Sulau. Gutsbeſitzer 
Graf von Pückler aus Weiſtritz. Rentier 
Humptreis aus Rußland. Oberſtlieutenant 
Baron Bruſſelln aus Wien. 


„hrs U be matt 2 an BF En 
W. u. 27. Nov. bd. 10 Uu. Mrg. Bu. chm. J. U. 
Barometer 2775,05“ 875,82” 27/5/98.“ 


ermometer — 9,7 — 9,3 
N WNW 
Luftkreis bedeckt bedeckt bedeckt. | 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


2990 


— 6,0 bis 14 % Thlr.; weißer 6 bis 14 % Thlr. 


Vorräthig in der Buchhandlung Graf, Barth u. Comp. in Bres⸗ 
lau, Herrenſtraße Nr. 20: g 


Kalender für 1850. 


Gubitz, Volkskalender- 12%, Sgr. 
Steffens, Volkskalender. 12%, Sgr. 
Trewendt, Volkskalender. 12%, Sgr. f 
Bote. Mit Prämie. 12% Sgr., 12 Sgr. und 11 Sgr. . n 
Stammgaſt, Volkskalender. 10 Sgr. ? 
Nieritz, Volkskalender. 10 Sgr. 
Volkskalender aus Neuhaldensleben. 8 Sgr. 
Kalender für Alt und Jung. 10 Sar. 
Neuer preußiſcher Kalender. 10 Sgr. 7 
Katholiſcher Volkskalender. 10 Sgr. 
Gentleman. Kalender in der Brieftaſche. 6 Sgr. 
Humoriſtiſch⸗ſatyriſcher Volkskalender des Kladderadatſch. Herausgegeben 
von Kaliſch. 5 
auskalender, diverſe. Durchſchoſſen a 6 Sgr., undſch. 8 8 Sgr. 
ermin⸗ und Geſchäftskalender für Juriſten, Verwaltungsbeamte, Aerzte, 
Bauleute, Laudwirthe und für jeden Geſchäftsmann. 
Komptoir⸗Wandkalender, unaufgezogen und auf Pappe. 


Taſchenbücher für 1850. 


Vergißmeinnicht. — Aurora. — Gedenke Mein. — Das Veilchen. 
Iduna. 1 iſtoriſches Taſchenbuch von Naumer. — Gothaiſches genealo⸗ 
res eee mr D na my sl nen Bimbawauz- 
Rothen u. weißen Bowlen⸗Wein, d. Flſch. 6 u. 7 Sgr., d. pr. Qrt. 7 u. 9 Sgr., 
Rothen und weißen Kochwein, die Flaſche 5 Sgr., das pr. Quart 7 Sgr., 
Feinen Medoe von vorzüglicher Güte, die Flaſche 9 Sgr., ö 
„ Franzwein, die Flaſche 9 Sgr., 4 
„ Muscat Lünel, die Flaſche 10 und 8 Sgr., empfehlen: 

E. Moritz, Robert Hausfelder, 
Schmiedebrücke Nr. 34. Albrechtsſtraße Nr. 17, Stadt Rom. 

Eine Neſtauration und Liqucur⸗Ausſchank 
im belebteiten Theile der Stadt iſt unter ſolden Bedingungen fofort zu vermlethen. 
Nähere Auskunft ertheilt Wendriuer, Breiteſtraße Nr. 3, drei Stiegen. 


° 
5 r 0,0 


10905090308.0508 
Wollene und baummollene Unterbeinkleid 


1 
8 


Nr. 31 an der grünen Baum⸗ 
ne Wohnung, 2 S 4 vom heraus, 2 N es eh 
Term. na a 3 ei 
8 Näheres Ring Nr, 14 a Laden. u 
Eine Wohnung Ring Nr. 14, eine Stiege 
iſt ſofort für 40 Rthl. zu vermiethen. N 


Fahrplan der Breslauer Eiſenbahnen. 


Ketzerber 
brücke iſt 
Keller und Bodenraum, und 
beſonderm Eingang zu vermiethen. 

Schuhbrücke 46 iſt im 2. Stock eine mö⸗ 
blirte Stube nebſt Alkove ſofort zu beziehen. 


Abg. na Perf 7 Uhr, 2 ührz nach Oppeln 5 übe 10 M. Abends, 
An. aug Oberschles. Jg 3 u. 30 M., 8 u. 20 M. Ab.; von Oppeln Pu. 45 M. Meg. 


Abg. nach „ Perf 7 U. 15 M. 5 U. 15 M. Güter 1 u. 15 M. Mitt. 
aaf. von Berlin Bade 1 u. 4 M., 8 u. 6 M. . Züge b u. Ragmitt, 
Abg. na Su. — M., u. M. Außerdem Sonn ⸗(Iu.— . Mitt. 
Abg. oa Freiburg ou om n tag, Mittwoch u. Iu. IS R. 
Abg. von Schweidnitz 7u. 10 M., 5 u. 1 M. Freitag, lu. ib Mm. 


Aubtionen in Breslau. 
Den 28. Novbr., Mittags 12 uhr, Neumarkt Nr. 28: Repoſitorien, Ladentiſch ꝛc. 
Den 20. Novbr., Vormittags 9 Uhr und folgende Vormittage, Rittervlatz Nr. 15: 
Porzellan, Möbel, Geſchirre, Wein, Rum, Betten _ 


Börſenberichte 
Paris, 24. November. 3% 57. 00. 5% 89. 70. 8 
Berlin, 26. e n a 2 > 
bez. akau⸗ Oberſchleſiſche 4% Y 2 € r., ox. 4% 
1 1 Mair ana Nordbahn 32% ö 51 f bez. und Gl. Siebert Ah meg 
3 %% 84% bez. und Br., Prior. 4% 93 ½ bez., Prior. 5% 102%, bez., Ger, III. 5%, 
102 Br. Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Zweigbahn 4% 30 Br., Prior. 5 % 88 Sl. Oberſchle⸗ 


ten 
94% Br. Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine 102 Br. Freiwillige Preußiſche 00 / 
55 Staats 5 n se 5 5 Sn eh 5 Bres une 
Obligationen 3 %% l. Gro ogl oſener Pfan e 4% neue 
3756 90 ½% Gl. Schleſiſche Pfandb ese 2 1000 Re, 3 ½ % 94% 5 it. B. 43 

99%, Br., 34% 93 Br. Alte polniſche Pfandbriefe — — n 5515 Sr Polnisch 
Schat⸗Obligattonen 4% 803, Br. Polniſche Anleihe 1835 & 500 Fl. Sasel * — Eiſfen⸗ 
bahn ⸗ Aktien: Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 4% 79 Sid. ver de 
Oberſchleſtſche Litt, A. 109 Gld., Litt. B. 105%, Gd. Krege int. iche 719% c. 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 85 Br., Priorität 5% — — — Neiſſe⸗ 


Brieger 40 Br. Köln ⸗ Priorität 103 Br. Friedrich ⸗ 


heim = Nordbahn 52 Br. 


Mindener 95 Gld., 


lau, den 
Getreide-, Del: und Zink⸗Preiſe in Bres 

Weisen, weißer 54, 48, 41 Ser.; gelber 50, 4, 10 Sor, ® 
Sgr. Gerſte 24, 22, 20 Sgr. Hafer Spirltus 6% te, 
hes Rüböl 15 Thlr. Br., 14°, Thlr. Gl. 


Rübſen 92, 89, 86 Sgr. 


x Redakteur: Nimbs, 


Am Ringe ift eine Wohnung, eine Stiege 


Zink ohne Handel, Rappe 110, 107, 105 Sgr. 


